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1. Einführung 


Die Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit unterliegen 
2 Abſatz 3 Ziffer 4 und § 19 EStG gemäß der Einkom⸗ 
menſteuer. Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit ſind 
zehälter, Löhne, Gratifikationen, Tan ⸗⸗ 
iemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine 
Beſchöftigung im öffentlichen oder im privaten Dienſt ge⸗ 
währt werden. Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit ſind 
auch Wartegelder, Ruhegelder, Witwen ⸗ und 
Waiſengelder und andere Bezige und Vorteile aus 
tüberen Dienſtleiſtungen. 


„Ein Arbeitnehmer besieht ſolche Einkünfte nicht ohne 
weiteres. Er muß im Rahmen des Dienſtverhältniſſes, das 
zwiſchen ihm und ſeinem Arbeitgeber beſteht, ſeine Ar⸗ 
bei t3fraft zur Verfügung ſtellen. Dieſer Aufwand an 
Arbeitskraft iſt die Urſache der Einkünfte. Er iſt 
aber kein „Dien ſt aufwand“ im ſteuerlichen Sinn. Der 
Arbeitnehmer muß nicht nur feine Arbeitskraft zur Ver⸗ 
fügung ſtellen. Es entſtehen ihm auch gewiſſe an dere 

uf wendungen im Zuſammenhang mit dem beſtehen⸗ 
den Dienſtverhältnis. 


Beiſpiele: 


A. Ein Arbeitnehmer bekleidet ein hohes Staatsamt. Es find mit 
dieſem Staatsamt im Intereſſe des Staats repräſentative 
Verpflichtungen. verbunden. Die Erfüllung dieſer repräſen⸗ 
tativen Verpflichtungen erfordert gewiſſe Mittel. Der Staat 
ſtellt deshalb dem Arbeitnehmer zur Beſtreitung dieſer Auf⸗ 


c) Dienſtreiſe, 

d) Erſatz höherer Reiſekoſten als bei vergleichbaren Beamten, 
. Auslöſungen, 
Durchlaufende Gelder, Auslagenerſatz, 

a) durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) im engſten Sinn, 

b) durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) im weiteren Sinn, 

e) durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) im weiteſten Sinn, 
7. Werbungskoſten, 

a) Begriff der Werbungskoſten, 


b) Wie der Werbungskoſten von den Lebensführungs⸗ 
oſten. 


= 


wendungen einen Pauſchbetrag (Dienftaufwandsentſchädigung) 
zur Verfügung. 

B. Ein Arbeitnehmer kann ſeine Arbeitſtätte von ſeiner Woh⸗ 
nung aus nicht zu Fuß erreichen. Er muß ſich der öffentlichen 
Verkehrsmittel bedienen. Es entſtehen ihm dadurch Auf⸗ 
wendungen (Fahrtkoſten). Dieſe Aufwendungen muß der 
Arbeitnehmer aus eigenen Mitteln tragen. 


. Ein Arbeitnehmer muß im Intereſſe ſeines Arbeitgebers 
dienſtlich verreiſen. Es entſtehen ihm durch die Dienſtreiſe 
Aufwendungen (Fahrtkoſten, Verpflegungsmehraufwand, 
Übernachtungskoſten). Der Arbeitnehmer erhält dieſe Auf⸗ 
wendungen entweder von ſeinem Arbeitgeber erſetzt oder er 
muß ſie aus eigenen Mitteln tragen. 
Ein Arbeitgeber beauftragt ſeinen Arbeitnehmer, der Ehefrau 
eines Kunden einen Blumenſtrauß zu ſchenken. Der Arbeits 
nehmer kauft den Blumenſtrauß zunächſt aus eigenen Mitteln. 
Der Arbeitgeber erſetzt aber dem Arbeitnehmer die Koſten des 
Blumenſtraußes. 


In den Fällen der Beiſpiele A bis D ſind dem Arbeit⸗ 
nehmer in Zuſammenhang mit dem Dienſtverhältnis ge⸗ 
wiſſe Aufwendungen entſtanden. Dieſe Aufwendungen faßt 
man unter der Bezeichnung „Dienſtaufwand“ zuſam⸗ 
men. Die Beiſpiele zeigen, daß es verſchiedene Arten 
von Dienſtaufwand gibt. Wird der entſtandene Dienſtauf⸗ 
wand von dem Arbeitgeber erſetzt, ſpricht man von einer 
„Dienſtaufwandsentſchädigung“ (Beiſpiel A). 
Hat der Arbeitnehmer den entſtehenden Dienſtaufwand aus 
eigenen Mitteln getragen, fo ſpricht man von „Wer 
bungskoſten (Beiſpiel B). Wird der Dienſtaufwand 
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durch eine Dienſtreiſe verurſacht, ſo handelt es ſich um 
„Reiſekoſten“. Werden die Reiſekoſten von dem Arbeitgeber 
erſetzt, ſo ſpricht man von „Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gungen“ (Beiſpiel C). Erhält der Arbeitnehmer vom 
Arbeitgeber Beträge, um ſie für den Arbeitgeber aus⸗ 
zugeben, fo handelt es ſich um „durchlau fende Gel⸗ 
der“ oder um „Auslagenerſatz“ (Beiſpiel D). 

Die ſteuerliche Behandlung iſt nach der Art des Dienſt⸗ 
aufwands verſchieden. Dienſtaufwandsentſchädigungen 
find im § 3 Ziffer 14 EStG und im § 4 Ziffer 1 StB 
behandelt. Die ſteuerliche Behandlung von Werbungskoſten 
ergibt ſich aus 8 9 EStG und 8$ 20 u. f. LSt DB. Die Vor⸗ 
ſchriften über die ſteuerliche Behandlung von Reiſekoſten⸗ 
entſchädigungen ergeben ſich aus 8 3 Ziffer 14, 8 19 Abſatz 2 
Ziffer 2 EStch und 8 4 Ziffern 1 und 2 StB. Die 
Rechtslage hinſichtlich der durchlaufenden Gelder und des 
Auslagenerſatzes iſt im § 19 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG und im 
84 Ziffer 3 LSt DB geregelt. 

Es ſoll in den folgenden Ausführungen ein überblick 
über die ſteuerliche Behandlung der verſchiedenen Erſchei⸗ 
nungsformen des Dienſtaufwands bei Arbeitnehmern ge⸗ 
geben werden. 


2. Dienſtaufwandsentſchädigungen aus öffentlichen Kaſſen 


8 3 Ziffer 14 EStG und § 4 Ziffer 1 LSt B gemäß 
ehören die aus öffentlichen Kaſſen für 
ffentliche Dienſte gewährten Aufwands⸗ 
ntſchädigungen und Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gungen nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeits⸗ 
lohn. Der Dienſtaufwand wird hier in der Weiſe berück⸗ 
ſichtigt, daß nicht die entſtehenden Aufwendungen von dem 
Arbeitslohm abgezogen werden, ſondern dadurch, daß die 
gewährte Aufwandsentſchädigung von vornherein nicht zum 
Arbeitslohn gerechnet wird. Es wird bei Erfüllung aller 
Vorausſetzungen ſo angeſehen, als ob die gewährte Auf⸗ 
wandsentſchädigung dem Arbeitnehmer überhaupt nicht zu⸗ 
gefloſſen wäre. Sie iſt deshalb z. B. in den Berechnungs⸗ 
bogen für die Einkommenſteuer gar nicht einzuſetzen. Vor⸗ 
ausſetzung ift immer, daß eine öffentliche Kaſſe, 
öffentliche Dienſte und ein ſteuerlich anzu⸗ 
erkennen der Dienſtaufwand gegeben find. 


a) Of fentliche Kaſſe 

Es muß eine öffent ti che Kaſſe gegeben ſein. 
Offentliche Kaſſe in dieſem Sinn ſind die Kaſſen öffentlich⸗ 
rechtlicher Körperſchaften und öffentlich⸗rechtlicher Perſonen⸗ 
vereinigungen. 
Beiſpiele: 

Die Kaſſen der NS Da einſchließlich ihrer Gliederungen, 
die Kaſſen des Reichs, der Länder, der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeberbände, des Reichsnährſtands und ſeiner Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe (Vereinigungen, Verbände), der Reichskulturkammer 
und der in ihr zuſammengefaßten Kammern, des NSß K, der 
Reichsnotarkammer. 


Keine öffentlichen Kaſſen ſind die Kaſſen ſolcher 
Unternehmungen, die in privatrechtlicher Form geführt 
werden, aber ausſchließlich oder überwiegend im Beſttz öffent⸗ 
licher Körperſchaften ſind. 

Beiſpiel: 
Eine Aktiengeſellſchaft betreibt ein Gaswerk in der 
Stadt A. Alle ihre Aktien befinden ſich im Beſitz der Stadt A. 
Die Kaſſe der Aktiengeſellſchaft iſt keine öffentliche Kaſſe im 
Sinn von 8 3 Ziffer 14 CSt& und § 4 Ziffer 1 LSt DB. 


Zahlungen aus einer öffentlichen Kaſſe ſind auch dann 
gegeben, wenn die öffentliche Kaſſe ſich eines Dr itten als 
Zahlſtelle bedient, der nicht je lb ft öffentliche Kaſſe iſt. 
Beifpiel: 

Das Reich bedient fi zur Zahlung einer Aufwands⸗ 


entſchädigung eines privaten Bankiers, bei dem es ein Gut⸗ 
haben bat, als Zahlſtelle. 


b) Offentliche Dienſte 

Die Aufwandsentſchädigungen müſſen für öffent⸗ 
liche Dienſte bezahlt werden. Offentlicher Dienſt iſt 8 4 
Ziffer! L StD gemäß die ausſchließliche oder überwiegende 
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Erfüllung öffentlid-redtilider hoheitlicher) 
Aufgaben. Es gehören zu den öffentlich⸗rechtlichen Auf⸗ 
gaben auch die Aufgaben der öffentlich⸗rechtlichen Religions⸗ 
geſellſchaften. 


Beiſpiele für hoheitliche Dienſte: 

Parteidienſt, Reichsdienſt, Landesdienſt, Gemeindedienſt, 
Dienſt bei den Ortskrankenkaſſen (Acch⸗Urteil vom 28. 5. 1930, 
RStöl 1930 S. 584), Dienſt beim Reichsnährſtand, bei der 
Reichskulturkammer und den in ihr zuſammengefaßten 
Kammern, bei der Deutſchen Reichsbahn und der Deutſchen 
Reichspoſt, beim Reichsjägermeiſter und ſeinen nachgeordneten 
Stellen, beim Werberat der Deutſchen Wirtſchaft und bei den 
Reichsüberwachungsſtellen. 


Es erfüllt nicht jede öffentliche Körperſchaft aus⸗ 
schließlich oder überwiegend öffentlich⸗rechtliche choheit⸗ 
liche) Aufgaben. Es gibt auch öffentliche Körperſchaften, 
die keine ſolchen Aufgaben erfüllen und deren Arbeit⸗ 
nehmer deshalb nicht „öffentliche Dienſte“ leiſten. 
Das trifft dann zu, wenn die öffentliche Körperſchaft Tatig⸗ 
keiten ausübt, die auch von einer Privat perſon (einem 
Privatwirtſchafter) wahrgenommen werden könnten. Es 
handelt ſich dann um Tätigkeiten, bei denen die Erfüllung 
von Hoheitsaufgaben, die meiſt mit der Ausübung von 
Zwangsgewalt verbunden iſt, zurücktritt. 

Beiſpiele: 

Dienste bei der Reichsbank (RF H⸗Urteil vom 14. 4. 1981, 
R Stil 1931 S. 875), bei kommunalen Landesbanken oder 
Staatsbanken (Ric ⸗Urteil vom 11. 5. 1937, RStBl 1937 
S. 975), bei Induſtrie⸗ und Handelskammern, bei Girover⸗ 
bänden und bei einer ſtädtiſchen Markthallenverwaltung 
(RF H⸗Urteil vom 16. 11. 1937, RStöBl 1938 S. 15). Öffentliche 
Dienſte find auch nicht gegeben beim Reichsluftſchutzbund und 
beim Deutſchen Luſtſportverband und bei den Mitgliedern der 
Staats⸗ und Landestheater. 


Es genügt nicht immer, daß die öffentliche Kaſſe 
oder ihr Träger mit der Ausübung hoheitlicher Dienſte be⸗ 
faßt iſt. Es kommt entſcheidend darauf an, ob der ein ⸗ 
zelne Arbeitnehmer, der eine Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung bezieht, ſe lb ſt mit der Ausübung hoheitlicher 
Dienſte befaßt iſt. Trifft das nicht zu, kann $ 4 Ziffer 1 
St bei dieſem Arbeitnehmer nicht angewendet werden. 


Beiſpiel: 
Eine Gemeinde betreibt ein Gaswerk als Eigenbetrieb. 
Die Kaſſe des Gaswerts iſt in dieſem Fall eine öffentliche 
Kaſſe. Die Arbeiter des Gaswerks ſind aber nicht mit der Aus⸗ 
übung hoheitlicher Dienſte befaßt. § 4 Ziffer 1 LSt DDB iſt bei 
ihnen nicht anzuwenden. 


c) Dienſtaufwand im ſteuerlichen Sinn 


Die Nichthinzurechnung von Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gungen zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn ſetzt voraus, daß 
ſie ausdrücklich als Aufwandsentſchädigung be⸗ 
zeichnet ſind. Sie müſſen zu dem Zweck gewährt werden, 
einen ſteuerlich anzuerkennenden Aufwand abzugelten, der 
durch die Ausübung des öffentlichen Dienſtes veranlaßt iſt. 
Ein Betrag, der nach dem maßgebenden Beſoldungsrecht 
nicht als Aufwandsentſchädigung feſtgeſetzt ift, iſt auch ſteuer⸗ 
lich keine Aufwandsentſchädigung. Es iſt aber nicht immer 
erforderlich, daß die Aufwandsentſchädigung neben dem 
(ſteuerpflichtigen) Arbeitslohn beſonders gewährt wird. 
Es genügt auch, wenn ein Teil des Arbeitslohns (des 
Gehalts oder einer Zulage) ausdrücklich als Aufwandsent⸗ 
ſchädigung beſtimmt iſt. 


Beifpiel: 

Das Reich ſetzt für einen Arbeitnehmer, der mit der Wahr: 
nehmung hoheitlicher Aufgaben betraut iſt, ein Monatsgehalt 
von 500 RM feit. Es wird gleichzeitig beſtimmt, daß 20 v. H. 
des Monatsgehalts zur Beſtreitung des Dienſtaufwands be⸗ 
ſtimmt ſind. Es iſt in dieſem Fall ein Betrag von 20 v. H. von 
ſeh RM = 100 RM als Dienſtaufwandsentſchädigung anzu⸗ 
fehen. 


Eine Dienſtaufwandsentſchädigung iſt nur dann ge 
geben, wenn ſie einen ſteuerlich anzuerkennenden 
Aufwand abgekten ſoll. Die Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung darf nicht verſchleierter Arbeitslohn ſein. Der 
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Einſatz der eigenen Arbeitskraft iſt kein „Dienſtaufwand“. 
Hinweis auf Abſchnitt 1. Aufwandsentſchädigungen, die den 
Einſatz der eigenen Arbeitskraft erſetzen ſollen, find des⸗ 
halb keine Aufwandsentſchädigungen im Sinn von 8 4 
Ziffer 1 StB. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer iſt ehrenamtlich für eine öffentliche 
Körperſchaft tätig. Er erhält eine „Aufwandsentſchädigung“ 
von 6 RM täglich. Die Aufwandsentſchädigung iſt dazu be⸗ 
ſtimmt, den Arbeitnehmer für den entgangenen Arbeitsver⸗ 
dienſt (Verluſt an Arbeitszeit) zu entſchädigen. Sie iſt keine 
Aufwandsentſchädigung im Sinn von § 4 Ziffer 1 LSt DB, 
ſondern ein Teil des ſteuerpflichtigen Arbeitslohns. 


Das gleiche gilt für Aufwandsentſchädigungen zur Ab⸗ 
geltung eines Aufwands, der (wenn er nicht erſetzt würde) 
nicht als Werbungskoſten anerkannt werden könnte. Hin- 
weis auf Abſchnitt 7. 


Veiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer erhält aus einer öffentlichen Kaffe eine 
Aufwandsentſchädigung zu dem Zweck, ſich beſſer kleiden zu 
können Typiſche Berufskleidung kommt bei dem Arbeitnehmer 
nicht in Betracht. Der Aufwand für Kleidung gehört grund⸗ 
ſätzlich nicht zu den Werbungskoſten, ſondern zu den Koſten 
der privaten Lebensführung. Hinweis auf Abſchnitt 7. Die 
Aufwandsentſchädigung fällt in dieſem Fall nicht unter $ 4 
Ziffer 1 LSDB. Sie gehört zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. 


d) Nachprüfungsrecht der Finanzbehörden 


Es ergibt ſich aus den Ausführungen in Unterab⸗ 
ſchnitt e, daß nicht alles, was als Dienſtaufwand be- 
zeichnet wird, auch als Dienſtaufwand im ſteuer⸗ 
lichen Sinn anerkannt werden kann. Die Finanz⸗ 
behörden müſſen die Möglichkeit haben, nachzuprüfen, 
inwieweit ein Dienſtaufwand im ſteuerlichen Sinn 
gegeben iſt. Die Finanzbehörden haben zu dieſem Zweck 
ein Nachprüfungsrecht. Es darf bei der Ausübung 
des Nachprüfungsrechts nicht kleinlich verfahren 
werden. Es iſt nicht unbedingt erforderlich, daß der 
Arbeitnehmer alle ſeine dienſtlichen Aufwendungen bis ins 
kleinſte nachweiſt. Es iſt für die Anerkennung der Steuer- 
freiheit einer Aufwandsentſchädigung entſcheidend, ob 
dem Empfänger nach der Art ſeiner Dienſtſtellung er- 
fahrungsgemäß ſteuerlich anzuerkennende Aufwen⸗ 
dungen ungefähr in Höhe der empfangenen Aufwands⸗ 
entſchädigung entſtehen. Eine Nachprüfung iſt nur geboten, 
wenn dazu ein Anlaß von einigem Gewicht beſteht. 
Hinweis auf das RFH-Urteil vom 14. 10. 1936, RStBl 
1937 S. 390 und auf Abſchnitt 21 EStR 1940. Es iſt nicht 
Sache der Finanzämter, die Verwendung einer Aufwands— 
entſchädigung im einzelnen nachzuprüfen, ſolange nicht 
offenbar iſt, daß ein entſprechender ſteuerlich anzuer— 
kennender Aufwand nicht entſteht. 


c) Ausſchluß des 
einzelnen Fälle 


. Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur Vermeidung 
überflüſſiger Verwaltungsarbeit in einzelnen Fällen das 
Nachprüfungsrecht der Finanzbehörden eingeſchränkt oder 
ausgeſchloſſen. Die Finanzbehörden dürfen z. B. das Nach⸗ 
prüfungsrecht bei Aufwandsentſchädigungen nicht aus⸗ 
üben, die von oberſten Reichs- 
behörden feſtgeſetzt find, und aus Reichskaſſen 
oder Landeskaſſen bezahlt werden. Darunter fallen 
3. B. die Miniſterialzulage (ab 1. 1. 1938), die Nachtdienſt⸗ 
zulagen und Schmutzzulagen der Deutſchen Reichspoſt (Ab⸗ 
ſchnitt 35 LStR 1940), die Nachtdienſtzuſchläge in Heeres⸗ 
betrieben u. ä. Die Aufwandsentſchädigungen der haupt⸗ 
amtlichen leitenden Gemeindebeamten find ohne Nach— 
prüfung ſteuerfrei, ſoweit ſie die reichsrechtlichen Rahmen⸗ 
ſätze, die für ſolche Aufwandsentſchädigungen feſtgeſetzt ſind, 
nicht überſteigen. Das Nachprüfungsrecht der Finanzämter 
bleibt aber in dieſem Fall inſoweit beſtehen, als die Auf⸗ 
wandsentſchädigungen im Einzelfall die reichsrechtlichen 

ahmenſätze überſteigen. Hinweis auf Abſchnitt 22 Ab⸗ 


Nachprüfungsrechts in 
n 


oder Landes ⸗ 


ſätze 1 und 2 LStR 1940. Die Aufwandsentſchädigungen 
der ehrenamtlichen Bürgermeiſter, Beigeordneten, 
Kaſſenverwalter und Bürger find in Höhe von 33 ¼ v. H., 
mindeſtens in Höhe von 50 RM monatlich, ohne weitere 
Nachprüfung ſteuerfrei. Hinweis auf Abſchnitt 22 Abſätze 3 
bis 6 StR 1940. 

Beamte ſind oft wegen ihres Hauptamts und auf 
Veranlaſſung ihrer vorgeſetzten Behörde als Auf ſichts⸗ 
rats mitglieder einer Kapitalgeſellſchaft 
tätig. Sie müſſen die Aufſichtsratsvergütungen, die ſie von 
der Kapitalgeſellſchaft erhalten, an die Kaſſe ihrer vor⸗ 
geſetzten Behörde abliefern. Es wird ihnen jedoch ein 
gewiſſer Betrag als pauſchale Aufwandsent⸗ 
ſchädigung belaſſen. Dieſer Betrag kann ohne weiteren 
Nachweis ſteuerfrei gelaſſen werden. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 24 LEN 1940. 

Geiſtliche erhalten oft mit Zuſtimmung der zuſtän⸗ 
digen ſtaatlichen Stellen Aufwandsentſchädigungen. Es ſind 
z. B. von den Dienſtbezügen der Geiſtlichen der öffentlich» 
rechtlichen Religionsgeſellſchaften in Preußen monatlich 
30 RM zur Beitreitung des Dienſtaufwands beſtimmt, 
wenn die Geiſtlichen einen eigenen Hausſtand führen. Bei 
Geiſtlichen ohne eigenen Hausſtand iſt nur ein Betrag von 
15 RM monatlich als Aufwandsentſchädigung beſtimmt. 
Dieſe Dienſtaufwandsentſchädigungen ſind ohne Nachprü⸗ 
fung ſteuerfrei. Hinweis auf Abſchnitt 25 StR 1940. 


Die Angehörigen des Stammperſonals der 
Ordensburgen und der Adolf Hitler⸗Schulen 
ſind Arbeitnehmer der NSDAP. Sie ſind zum Tragen von 
Dienſtkleidung verpflichtet, deren Koſten ſie ſelbſt aufzu⸗ 
bringen haben. Sie erhalten jedoch von der NSDAP eine 
einmalige Einkleidungsbeihilfe von 200 RM beim Dienſt⸗ 
antritt und eine laufende Abnutzungsentſchädigung von 
200 RM jährlich. Die beiden Beträge find ſteuerfreie Auf⸗ 
wandsentſchädigungen aus öffentlichen Kaſſen. Hinweis auf 
Abſchnitt 26 EStR 1940. Hinweis auch auf Oeftering „Das 
geſamte Lohnſteuerrecht“, 2. Auflage 1939, Anmerkung 5 zu 
§ 4 CSt DB. 


3. Dienſtaufwandsentſchädigungen aus privaten Kaſſen 


Dienſtaufwandsentſchädigungen aus privaten 
Kaſſen ſind nicht ohne weiteres ſteuerfrei. Sie ſind ein 
Teil des ſteuerpflichtigen Arbeitslohns mit Ausnahme der 
Reiſekoſtenentſchädigungen (Hinweis auf Abſchnitt 4) und 
der durchlaufenden Gelder (Hinweis auf Abſchnitt 6). Ein 
ſteuerlich anzuerkennender Dienſtaufwand privater Arbeit: 
nehmer kann unter dem Geſichtspunkt der Werbungs⸗ 
koſten (Hinweis auf Abſchnitt 7) geltend gemacht werden. 


4. Reiſekoſtenentſchädigungen, 
koſten 


8.4 Ziffer 2 StD gemäß gehören nicht zum ſteuer⸗ 
pflichtigen Arbeitslohn die Beträge, die pri- 
vaten Arbeitnehmern für Reiſekoſten ge⸗ 
zahlt werden, ſoweit ſie die tatſächlichen 
Aufwendungen nach Abzug der Haushalts⸗ 
erſparniſſe nicht überſteigen. Es iſt zur Ver⸗ 
waltungsvereinfachung angeordnet, daß dieſe Vorausſetzun⸗ 
gen immer dann erfüllt ſind, wenn die erſetzten Reiſekoſten 
(Reiſekoſtenentſchädigungen) den Betrag nicht überſteigen, 
den ein vergleichbarer Beamter bei Ausführung 
von Dienſtreiſen erhält. 


Kilometergelder, Umzugs⸗ 


a) Vergleichbare Beamte 


Im Abſchnitt 28 Abſatz 2 LS 1940 iſt eine Tabelle 
enthalten, die den Vergleich privater Arbeitnehmer mit Be⸗ 
amten ermöglicht. Vergleichsmaßſtab ſind die Gehaltsbezüge. 
Es kann aus der Tabelle ohne weiteres entnommen werden, 
mit welchen Beamten ein privater Arbeitnehmer nach ſeinen 
Gehaltsbezügen vergleichbar iſt. Es ergibt ſich aus der 
Tabelle auch, welche Reiſekoſtenentſchädigungen die vergleich⸗ 
baren Beamten erhalten. Soweit die Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gung dieſe Sätze nicht überſteigt, iſt ſie bei dem privaten 
Arbeitnehmer ohne weiteres ſteuerfrei. 


| 
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b) Reiſekoſten 

Reiſekoſten ſind alle Koſten, die durch die Reiſe un⸗ 
mittelbar verurſacht werden, z. B. die Koſten für die 
Unterbringung und Verpflegung auf der Reiſe. Koſten, die 
durch die Reiſe nur mittelbar verurſacht werden, ſind 
keine Reiſekoſten, z. B. etwaige Koſten für die Anſchaffung 
von Wäſche beim Reiſeantritt. Werden ſolche mittelbaren 
Reiſekoſten durch den Arbeitgeber erſetzt, jo ſiud fie immer 
ein Teil des ſteuerpflichtigen Arbeitslohns. Zu den Reiſe⸗ 
koſten gehören auch die Koſten der Beförderung auf Eiſen⸗ 
bahn, Schiff uſw. Wenn dieſe Koſten zunächſt von dem 
Reiſenden getragen und ihm dann erſetzt werden, ſpricht 
man von Fahrtauslagen. Tagegelder ſind ein 
Pauſchbetrag zur Abgeltung der Koſten für Per ele, 
gung und Unterkunft während der Reiſe. 


e) Dienſtreiſe 

Beamte erhalten nur dann eine Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gung, wenn ſie eine Dienſtreiſe machen (Hinweis auf 
das Geſetz über Reiſekoſtenvergütung der Beamten vom 
15. 12. 1933, RGBl. 1 S. 1067; 1936 I S. 179; 1937 J 
S. 575). Es müſſen deshalb auch bei privaten Arbeit; 
nehmern zur Steuerfreiheit alle zeitlichen und räumlichen 
Vorausſetzungen für eine Dienſtreiſe erfüllt ſein, die durch 
dieſes Geſetz gefordert werden. Dazu gehört z. B., daß der 
Arbeitnehmer ſich an einen Ort begibt, der außerhalb der 
Gemeindegrenzen ſeines Wohnortes gelegen iſt. Die Ab⸗ 
weſenheit muß an ſich ſechs Stunden übe rſteigen. 
Dieſe Vorausſetzungen können aber nicht ohne wei⸗ 
teres auf die Verhältniſſe privater Arbeitnehmer über⸗ 
tragen werden. Es iſt deshalb im Abſchnitt 28 Abſatz 7 
LStgt 1940 vorgeſehen, daß ſchon bei Arbeiten, die in 
mehr als fünf Kilometer Entfernung von 
der regelmäßigen Arbeitſtätte ausgeführt wer⸗ 
den, ſteuerfreie Reiſekoſtenentſchädigungen bezahlt werden 
können. Auf die Überſchreitung der Gemeindegrenzen des 
Wohnorts kommt es dann nicht mehr an. Dauert die dienſt⸗ 
liche Abweſenheit eines Arbeitsnehmers vom Ort der Be⸗ 
triebſtätte weniger als zwölf Stunden, fo bleiben 
nur gewiſſe Bruchteile der Tagegelder ſteuerfrei, die einem 
vergleichbaren Beamten zuſtehen. Dieſe Bruchteile ergeben 
ſich aus Abſchnitt 28 Abſatz 7 OStR 1940. g 

Bei Beamten tritt bei einer Dauer der Dienſtreiſe 
von mehr als ſieben Tagen eine Kürzung des Tage 
geldes und Übernachtungsgeldes ein. Dieſe Kürzung iſt bei 
privaten Arbeitnehmern nicht vorzunehmen. Hinweis auf 
Abſchnitt 28 Abſatz 7 EStR 1940. 


d) Erſatz höherer Reiſekoſten als bei ver- 
gleichbaren Beamten 

Es gibt Fälle, in denen die Reiſekoſtenentſchädigung 
eines privaten Arbeitnehmers die Sätze überſteigt, die 
einem vergleichbaren Beamten zuſtehen würden. Der Arbeit⸗ 
nehmer muß dann zunächſt die tatſächlichen Reiſekoſten 
dem Finanzamt glaubhaft machen, z. B. durch Angabe 
der Reiſedauer. Es iſt auch möglich, daß der Arbeitgeber 
von vornherein die Richtlinien, nach denen er die Reiſe⸗ 
koſten ſeiner Arbeitnehmer erſetzt, mit dem zuſtändigen 
Finanzamt beſpricht. In dieſem Fall kann das Finanzamt 
zu der Überzeugung gelangen, daß die Richtlinien zwar die 
Sätze der vergleichbaren Beamten überſteigen, daß aber den 
Arbeitnehmern Aufwendungen in Höhe der vorgeſehenen 
Sätze tatſächlich erwachſen. Es bedarf dann nicht mehr der 
Glaubhaftmachung dieſer Aufwendungen für die einzelne 
Reiſe durch den einzelnen Arbeitnehmer. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 28 Abſatz 5 LEN 1940. 

Sind die tatſächlichen Reiſeaufwendungen in der be⸗ 
zeichneten Weiſe glaubhaft gemacht, ſo ſind ſie zur Be⸗ 
rückſichtigung der Haushaltserſparniſſe 
bei Ledigen um 40 v. H., bei anderen Arbeitnehmern um 
20 v. H. des Tagegeldſatzes eines vergleichbaren Beamten zu 
kürzen. Der Tagegeldſatz des vergleichbaren Beamten ergibt 
ſich aus der Tabelle im Abſchnitt 28 Abſatz 2 StR 1940. 
Hinweis auf Buchſtabe a oben. Zahlt der Arbeitgeber als 
Reiſekoſtenentſchädigung keinen höheren als den ſich 
danach ergebenden Betrag, ſo gehört die Reiſekoſtenentſchä⸗ 


digung nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. Zahlt der 
Arbeitgeber als Reiſekoſtenentſchädigung einen höheren 
Betrag, ſo gehört nur der überſteigende Betrag zum 
ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. 

Beiſpiel: 

Ein mit einem Beamten der Stufe II vergleichbarer ver⸗ 
heirateter privater Angeſtellter macht eine zweitätige Dienſt⸗ 
reiſe mit zwei Übernachtungen. Er kann ohne Nachweis ver⸗ 
langen, daß von feiner Reiſekoſteneutſchädigung zweimal 
(9 plus 6 =) 15 RM = 30 Rohe ſteuerfrei bleiben. In dieſer 
Höhe würde auch ein vergleichbarer Beamter eine ſteuerfreie 
Reiſekoſtenentſchädigung erhalten. Der private Arbeitnehmer 
macht aber glaubhaft, daß er ohne Berückſichtigung der Haus⸗ 
haltserſparnis 35 RM aufgewendet hat. Als Haushalts⸗ 
erſparnis find in dieſem Fall 20 v. H. von 18 (zwei Tagegelder 
des vergleichbaren Beamten) = 3,60 RM anzuſetzen. Die 
weitere ſteuerliche Behandlung hängt davon ab, welchen Be⸗ 
trag der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer erſetzt: 

1. Erſetzt der Arbeitgeber den tatſächlich aufgewendeten Betrag 
von 35 RM, fo gehört die Haushaltserſparnis von 3,60 RW 
zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn; 

2. Erſetzt der Arbeitgeber nur 35 — 8,60 (Haushaltserſparnis) 
= 31,40 NM oder einen kleineren Betrag, ſo iſt inſoweit 
kein ſteuerpflichtiger Arbeitslohn gegeben; 

8. Erſetzt der Arbeitgeber z. B. 32 RM, jo gehören 32 — 31,40 
= 0,60 RM an fich zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. Von 
der Beſteuerung dieſes Betrags iſt jedoch abzuſehen, weil er 
1 RM nicht überſteigt (Hinweis auf Abſchnitt 28 Abſatz 4 
LEN 1940). 


Erhält ein Arbeitnehmer Höhere Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gungen als ein vergleichbarer Beamter und kann er ſeine 
tatſächlichen Reiſeaufwendungen nicht glaubhaft 
machen, ſo iſt der Teil der empfangenen Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gung, der über die Sätze des vergleichbaren Beamten hin⸗ 
ausgeht, in voller Höhe ſteuerpflichtig. Macht 
der Arbeitnehmer zwar glaubhaft, daß ſeine tatſächlichen 
Reiſeaufwendungen höher ſind als die Sätze eines vergleich⸗ 
baren Beamten, gelingt ihm aber die Glaubhaft⸗ 
machung nicht in der vollen Höhe der empfange⸗ 
nen Entſchädigung, ſo iſt der nicht glaubhaft gemachte Teil 
der empfangenen Entſchädigung ſteuerpflichtig. Beim Ver⸗ 
langen der Glaubhaftmachung wird nicht kleinlich ver⸗ 
fahren. 

Es iſt möglich, daß ein Arbeitgeber ſeinen Arbeitneh⸗ 
mern nur die tatſächlichen Aufwendungen, gekürzt um 
die Haushaltserſparniſſe, erſetzt. Trifft das zu, dann kommt 
eine Steuerpflicht in Zuſammenhang mit den Reiſekoſten⸗ 
entſchädigungen von vornherein nicht in Betracht. 
Hinweis auf das RF ⸗Urteil vom 23. 9. 1937, RStBl 1937 
S. 1203, auf Abſchnitt 28 Abſatz 5 letzter Satz LStgt 1940 
und auf das obige Beiſpiel Ziffer 3. 

Wegen der Pauſchvergütungen für Dienſtreiſen 
mit einem eigenen Kraftwagen (Kraftrad) 
des Arbeitnehmers (Lilometergelder) Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 28 Abſatz 8 LStR 1940. Wegen der Umzugs⸗ 
koſtenentſchädigungen Hinweis auf Abſchnitt 28 
Abſatz 9 StR 1940. 


5. Auslöſungen 


Es werden den privaten Arbeitnehmern bei auswärti⸗ 
gen Arbeiten oft ſogenannte Auslöſungen gezahlt. Die Aus⸗ 
löſungen ſollen den Mehraufwand bei auswärtigen Arbeiten 
abgelten. Die Auslöſungen ſind ihrem Weſen 
nach Reiſekoſtenentſchädigungen. Ihre ſteuer⸗ 
liche Beurteilung beſtimmt ſich deshalb grundſätzlich nach 
den Ausführungen im Abſchnitt 4. Es ergeben ſich jedoch 
für die ſteuerliche Behandlung von Auslöſungen gewiſſe Be⸗ 
ſonderheiten, die von der allgemeinen ſteuerlichen Behand⸗ 
lung der Reiſekoſtenentſchädigungen abweichen. Dieſe Be⸗ 
ſonderheiten find im Abſchnitt 29 StR 1940 eingehend dar⸗ 
geſtellt und durch Beiſpiele erläutert. 


6. Durchlaufende Gelder, Auslagenerſatz 


§ 4 Ziffer 3 Std gemäß gehören die Beträge nicht 
zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn, die der Arbeitnehmer vom 
Arbeitgeber erhält, um fie für ihn auszugeben (durch⸗ 
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laufende Gelder). Das gleiche gilt für Beträge, durch die 
Auslagen des Arbeitnehmers für den Ar⸗ 
beitgeber erſetzt werden (Auslagenerſatz). 


Die durchlaufenden Gelder im Sinn von § 4 Ziffer 1 
StD müſſen von den durchlaufenden Poſten im Sinn von 
§ 5 Abſatz 3 des Umſatzſteuergeſetzes unterſchieden 
werden. Umſatzſteuerlich kommt es darauf an, daß 
die Beträge von einem Unternehmer im Namen und 
für Rechnung einer anderen Perſon verein⸗ 
nahmt und verausgabt werden. Es müſſen unmittel⸗ 
bare Rechts beziehungen zwiſchen dem Emp⸗ 
fänger und dem Zahler beſtehen. Dieſer Begriff 
wäre für die Lohnſteuer teils zu weit, teils zu eng. Hinweis 
auf DSLZ 1936 Nr 31 S. 981. Für die Lohnſteuer 
kommt es darauf an, daß durch die Beträge nicht ſolche 
Aufwendungen des Arbeitnehmers gedeckt werden, an denen 
dieſer ein eigenes Intereſſe hat. Es muß das Intereſſe 
des Arbeitgebers an der Verwendung der durch— 
laufenden Gelder im Vordergrund ſtehen. Der Arbeit⸗ 
nehmer darf an der Verwendung dieſer Gelder kein 
eigenes Intereſſe haben. Er muß ſie nach Art eines Boten 
oder Vertreters des Arbeitgebers verwenden. Beſteht 
auch ein eigenes, nicht nur unerhebliches Intereſſe des 
Arbeitnehmers an den Aufwendungen, dann kann von 
durchlaufenden Geldern oder Auslagenerſatz nicht mehr die 
Rede ſein. Hinweis auf das Urteil des Ry vom 29. 7. 1936, 
RStBl 1936 S. 987. Es find die folgenden Arten von durch⸗ 
laufenden Geldern (Auslagenerſatz) zu unterſcheiden: 


a) durchlaufende Gelder 
im engſten Sinn 
Beiſpiel: 

Ein von dem Arbeitgeber ausgeſtellter Wechſel wird zu 
einer Zeit zur Zahlung präſentiert, zu der ſich nur die Privat⸗ 
ſekretärin des Arbeitgebers im Büro befindet. Die Privat- 
ſekretärin will einen Proteſt des Wechſels vermeiden und löſt 
den Wechſel aus ihren eigenen Mitteln ein. Der Arbeitgeber 
erſetzt nach feiner Rückkehr der Privatſekretärin ihre Auslagen. 


Das Beiſpiel zeigt, daß hier ein Arbeitnehmer von ſeinem 
Arbeitgeber Beträge erhält, um eigene Verpflichtungen des 
Arbeitgebers in deſſen Namen zu erfüllen. Solche Beträge 
find als durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) ſteuerfrei. 


(Auslagenerſa tz) 


b) durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) 
im weiteren Sinn 
Beiſpiel: 

Ein Arbeitgeber beauftragt ſeinen angeſtellten Reiſenden, 
der Gattin eines Kunden einen Blumenſtrauß zu ſchenken. 
Der Arbeitgeber ſtellt entweder den erforderlichen Betrag von 
vornherein dem Reiſenden zur Verfügung, oder er erſetzt ihm 
dieſen Betrag nach Überreichung des Geſchenks. 


Das Veiſpiel zeigt, daß es hier an dem Handeln des Arbeit- 
nehmers im Namen des Arbeitgebers fehlt. Inſoweit 
liegt der Fall anders als in Buchſtabe a. Die Ausgabe 
(überreichung des Vlumenſtraußes) iſt aber ausſchließlich 
oder doch überwiegend durch die Intereſſen des Arbeit⸗ 
gebers verurſacht. Sie iſt durch den Arbeit geber ver⸗ 
anlaßt und gebilligt. Es ſteht im Vordergrund, daß der 
Arbeitnehmer auf fremde Rechnung, auf Rechnung 
des Arbeitgebers, handelt. Die erſetzten Beträge gehören 
deshalb nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn. 

Der Fall wäre anders zu beurteilen, wenn der Arbeit⸗ 
nehmer an der Verwendung des erſetzten Betrags auch ein 
eigenes Intereſſe hätte, wenn alſo nicht nur ein Intereſſe 
des Arbeitgebers an der Aufwendung beſtehen würde. 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer kann den Weg von ſeiner Wohnung zu 
ſeiner Arbeitsſtätte nur mit Hilfe der öffentlichen Verkehrs⸗ 
mittel zurücklegen. Es entſtehen ihm dadurch Aufwendungen. 
Der Arbeitgeber erſetzt ihm dieſe Aufwendungen. 


Der Erſatz der Aufwendungen gehört im Fall dieſes Bei⸗ 
ſpiels nicht zu den ſteuerfreien durchlaufenden Geldern 
(Auslagenerſatz). Der Arbeitnehmer hat an dieſen Auf⸗ 


— 


wendungen auch ein beträchtliches eigenes Intereſſe. Es 
liegt in ſeinem Intereſſe, von ſeiner Wohnung zu ſeiner 
Arbeitſtätte zu gelangen. Der Erſatz dieſer Aufwendungen 
durch den Arbeitgeber gehört zum ſteuerpflichtigen Arbeits⸗ 
lohn. 


e) durchlaufende Gelder 
im weiteſten Sinn 


Beiſpiel: 

Ein Arbeitgeber zahlt ſeinem Arbeitnehmer monatlich 
neben den Gehaltsbezügen einen Vauſchbetrag von 200 RM. 
Der Arbeitnehmer ſoll mit dieſem Betrag Kunden des Arbeit⸗ 
gebers bewirten, ins Theater führen, ihnen kleine Geſchenke 
machen uſw. Der Arbeitnehmer iſt nicht verpflichtet, über die 
Verwendung des Betrags im einzelnen ſeinem Arbeitgeber 
Rechenſchaft abzulegen. 


Das Beiſpiel zeigt, daß der Arbeitnehmer die Art und die 
Höhe der Aufwendungen nach eigener Entſchlie⸗ 
Bung beſtimmen kann. Der Arbeitnehmer handelt bei den 
einzelnen Aufwendungen im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung. Der Erſatz ſolcher Pauſchbeträge gehört lohn⸗ 
ſteuerlich nicht zu den durchlaufenden Geldern (Auslagen⸗ 
erſatz). Der erſetzte Pauſchbetrag gehört zum ſtenerpflich⸗ 
tigen Arbeitslohn. Es iſt Sache des Arbeitnehmers, den 
Aufwand, der ihm dienſtlich entſteht, unter dem Geſichts 
punkt der Werbungskoſten geltend zu machen. Hin: 
weis auf Abſchnitt 7. A 

Durchlaufende Gelder (Auslagenerſatz) find grundſätz⸗ 
lich ſteuer frei, wenn die Vorausſetzungen erfüllt ſind, die 
in den Buchſtaben a und b bezeichnet ſind. Sie ſind aber 
nicht immer in voller Höhe ſteuerfrei. Handelt es 
ſich um den Erſatz von Auslagen für Mahlzeiten, an 
denen der Arbeitnehmer ſelbſt teilgenommen hat, dann ift 
Steuerpflicht in Höhe der Haushaltserſparnis gegeben, die 
der Arbeitnehmer durch ſeine eigene Teilnahme an den 
Mahlzeiten erzielt hat. Hinweis auf das Urteil des RF 
vom 29. 7. 1936, RStBl 1936 S. 987 Ziffer 2. 


Wegen durchlaufender Gelder (Auslagenerſatz) bei 
Heimarbeitern Hinweis auf Abſchnitt 40 Abſatz 1 LStN 1940. 


(Aus lagenerſatzm) 


7. Werbungskoſten 


Werbungskoſten find bei Arbeitneh⸗ 
mern Aufwendungen zur Erwerbung, Siche⸗ 
rung und Erhaltung des Arbeitslohns. Wer⸗ 
bungskoſten ſind alle Aufwendungen, die die Aus⸗ 
übung des Dienſtes mit ſich bringt. Keine Werbungs⸗ 
koſten find die Aufwendungen für die Lebens führun g, 
die die wirtſchaftliche oder gefellichaftliche Stellung des 
Arbeitnehmers mit ſich bringt (§S I EStG, § 20 LSIDB). 


Die geſetzlichen Vorſchriften zählen ausdrücklich als 
Werbungskoſten die Beiträge zu Berufsſtänden 
und Berufsverbänden und die notwendigen Auf⸗ 
wendungen für die Fahrten zwiſchen Wohnung 
und Arbeitſtätte auf. Werbungskoſten ſind auch die 
Aufwendungen für Arbeitsmittel (Werkzeuge und 
übliche Berufskleidung) und die Abſetzungen für Abnutzung 
eines Wirtſchaftsguts, deſſen Verwendung durch den Arbeit⸗ 
nehmer zur Erzielung von Arbeitslohn ſich erfahrungs⸗ 
gemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr er- 
ſtreckt (S 20 Abſatz 3 LSt DB). 


a) Begriff der Werbungskoſten 


Es iſt zur Anerkennung von Werbungskoſten nicht er- 
forderlich, daß der Arbeitnehmer bereits Arbeitslohn erzielt. 
Es genügt, wenn der Arbeitnehmer ernſthaft mit der Er⸗ 
zielung von Arbeitslohn rechnen kann und zu dieſem 
Zweck die Aufwendungen macht (Urteil des RF H vom 
21. 12. 1927, RStBl 1928 S. 108). 

Beiſpiel: 

Ein Reiſender wird auf Proviſion angeſtellt. Seine erſte 
Probiſton iſt erſt fällig, wenn der von dem Reiſenden ge⸗ 
wonnene Kunde bezahlt. Der Reiſende hat Aufwendungen zu 
machen, um Kunden zu gewinnen. Dieſe Aufwendungen ſind 
Werbungskoſten. auch wenn vorerſt noch keine Proviſionen 
ausgezahlt werden. 
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Rechnet ein Arbeitnehmer nicht ernſthaft mit der Er⸗ 
zielung von Arbeitslohn, ſondern hofft er nur ganz all: 
gemein, künftig Einnahmen zu erzielen, jo find die etwa 
entſtehenden Aufwendungen keine Werbungskoſten (RFc⸗ 
Urteil vom 5. 8. 1930, RStBl 1931 S. 190). 


Wird trotz der Aufwendungen wider Erwarten ein 
Arbeitslohn nicht erzielt, ſo ändert ſich dadurch an der An⸗ 
erkennung der Werbungskoſten nichts, wenn der Arbeit⸗ 
nehmer im Zeitpunkt der Aufwendung ernſthaft mit der Er- 
zielung des Arbeitslohns rechnen konnte (lerfolgloſe 
Werbungskoſten). 


Das Finanzamt hat nicht nachzuprüfen, ob geltend 
gemachte Werbungskoſten zur Erzielung des Arbeitslohns 
wirklich notwendig waren. Es genügt, daß der 
Arbeitnehmer die Aufwendungen für erforderlich zur 
Erzielung des Arbeitslohns halten durfte (ſubjektiver 
Werbungskoſtenbegriff). Hinweis auf das RFcH⸗Urteil vom 
13. 6. 1928, RStBl 1929 S. 35. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz gilt für die Aufwendungen zu Fahrten 
zwiſchen Wohnung und Arbeitſtätte. Hier darf das Finanz⸗ 
amt nachprüfen, ob die Aufwendungen wirklich erforderlich 
ſind (objektiver Werbungskoſtenbegriff). 


Handelt es ſich um Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienſt (3. B. Beamte), fo ift für die Frage, welche Werbungs⸗ 
koſten anzuerkennen find, auch die Auffaſſung des Arbeit- 
gebers (z. B. des Reichs) von Bedeutung. Das Reich erſetzt 
grundſätzlich ſeinen Beamten alle beſonderen Aufwen⸗ 
dungen, die durch den Dienſt veranlaßt werden. Macht ein 
ſolcher Arbeitnehmer beſon dere Aufwendungen, die ihm 
von ſeinem öffentlichen Arbeitgeber nicht erſetzt werden, ſo 
liegt die Annahme nahe, daß die Aufwendung nicht 
dienſtlich veranlaßt iſt und deshalb nicht zu den Wer⸗ 
bungskoſten gehört (Hinweis auf das R§c⸗Urteil vom 
10. 1. 1934, RStBBl 1934 S. 491). 


Beiſpiel: 

Ein Beamter hat ſich aus privaten Gründen, nicht auf 
behördliche Veranlaſſung, einen Kraftwagen angeſchafft. Er 
verwendet dieſen Kraftwagen auf ſeinen Dienſtreiſen. Die 
Reiſekoſtenentſchädigung, die ihm vom Reich gewährt wird. 
deckt die Koſten der Dienſtreiſe, die durch die Benutzung des 
Kraftwagens entſtanden find, nicht ganz. Der Arbeitnehmer 
kann nicht geltend machen, daß der nicht erſetzte Teil ſeiner 
Aufwendungen zu den Werbungskoſten gehört. Die Benutzung 
des eigenen Kraftwagens iſt in einem ſolchen Fall nicht dienſt⸗ 
lich veranlaßt. Wäre das der Fall, dann würde das Reich auch 
die bollen Koſten für die Benutzung des Kraftwagens erſetzen. 
Hinweis auch auf RStöl 1938 S. 892. 


Werbungskoſten ſind auch dann gegeben, wenn früher 
zugefloſſener und verſteuerter Arbeitslohn nachträg⸗ 
lich wieder abfließt. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer hat durch ein Verſehen der gehalt⸗ 
zahlenden Stelle einen zu großen Arbeitslohn bezogen und ber- 
ſteuert. Das Verſehen wird nachträglich entdeckt. Der Arbeit⸗ 
nehmer muß die zu viel erhaltenen Bezüge zurückzahlen. Der 
Rückzahlungsbetrag ſtellt Werbungskoſten dar. Es wäre in 
einem ſolchen Fall nicht richtig, die Gehaltsberechnung für die 
vergangene Zeit wieder aufzurollen und die Lohnſteuer, die 
in dieſer Zeit „zu viel“ entrichtet wurde, zu erſtatten. 


b) Abgrenzung der Werbungskoſten von den 
Lebensführungskoſten 


Der Begriff der Werbungskoſten wird dadurch weſent⸗ 
lich eingeſchränkt, daß die Aufwendungen für 
die Lebensführung nicht zu den Werbungskoſten 
gehören. Das gilt auch dann, wenn die Aufwendungen zur 
Förderung der beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers ge⸗ 
macht werden. Ein beſonders wichtiger Fall der Lebens⸗ 
führungskoſten ſind die ſogenannten Re präſen⸗ 
tationsaufwendungen. In Abſchnitt 17 EStR 
für 1939 iſt dazu das folgende beſtimmt: 


„Repräſentationsaufwendungen und Aufwendungen für 
Ernährung, Kleidung und Wohnung ſind in der Regel Koſten 
der Lebensführung. Es beſteht bei ſolchen Aufwendungen oft 
ein Zuſammenhang mit der beruflichen Tätigkeit des Steuer⸗ 


pflichtigen. Es iſt dann zu prüfen, ob und in welchem Umfang 
die Aufwendungen ausſchließlich beruflichen Zwecken dienen 
und nichts mit dem Privatleben zu tun haben. Dienen die 
Aufwendungen ausſchließlich beruflichen Zwecken, jo ſind ſie 
abzugsfaͤhig. Sind die Aufwendungen nur zum Teil durch 
berufliche Zwecke veranlaßt worden und läßt ſich dieſer Teil 
der Aufwendungen von den Ausgaben, die ganz oder teilweiſe 
der privaten Lebensführung gedient haben, einwandfrei 
trennen, fo find die Aufwendungen inſoweit als Werbungs⸗ 
koſten zu berückſichtigen. Der Teil der Aufwendungen, der zu 
berückſichtigen iſt, kann gegebenenfalls geſchätzt werden. Läßt 
ſich eine Trennung der Aufwendungen in Werbungskoſten und 
in Koſten der Lebensführung nicht einwandfrei durchführen 
— auch nicht ſchätzungsweiſe —, fo gehört der geſamte Betrag 
derartiger Aufwendungen nicht zu den abzugsfähigen Aus⸗ 
aben. Hinweis z. B. auf das RöH⸗Urteil vom 15. 11. 1939, 
StBl 1940 S. 28. 


Eine Trennung in die Werbungskoſten und Privataus⸗ 
gaben iſt bei der Bewirtung und Unterhaltung von Geſchäfts⸗ 
freunden und deren Angehörigen im Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen nicht möglich. Es muß deshalb der geſamte Betrag 
der Aufwendungen als Privatausgabe betrachtet werden. Auf⸗ 
wendungen für die Bewirtung und Unterhaltung eines Ge⸗ 
ſchäftsfreundes und ſeiner Angehörigen außerhalb des Haus⸗ 
halts ſind in der Regel als Werbungskoſten anzuerkennen, 
weil ſie in der Regel ausſchließlich beruflichen Zwecken dienen. 
Nimmt an der Bewirtung von Geſchäftsfreunden außerhalb 
des Haushalts der Arbeitnehmer ſelbſt, allein oder mit jenen 
Angehörigen, teil, ſo wirken bei den Ausgaben für den Ver⸗ 
zehr und die Unterhaltung des Steuerpflichtigen und ſeiner 
Angehörigen im allgemeinen Gründe der privaten Lebens- 
führung und berufliche Gründe ſo zuſammen, daß eine ein⸗ 
wandfreie Trennung und demgemäß die Anerkennung als 
Werbungskoſten nicht möglich iſt. Die Fälle, in denen Per⸗ 
ſonen zur Erlangung von Beſtellungen auf Getränke und 
Lebensmittel, Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften beſuchen und dort 
über den normalen Umfang hinaus Aufwendungen machen 
müſſen, bilden eine Ausnahme von dieſem Grundſatz. In 
dieſen Fällen ſind die Ausgaben nicht mehr als Koſten der 
privaten Lebensführung anzuſehen, ſondern als Auf⸗ 
wendungen, die im beruflichen Intereſſe vorgenommen ſind.“ 


Aus dieſen Ausführungen ergibt ſich, daß die Koſten 
der Familienwohnung eines Arbeitnehmers keine 
Werbungskoſten ſind, und zwar auch dann nicht, wenn die 
Wohnung mit Rückſicht auf den Beruf an einem beſonders 
teuren Ort genommen werden muß. Hinweis auf das Rö H⸗ 
Urteil vom 3. 11. 1932, RStBl 1933 S. 78. Die 
Koſten eines häuslichen Arbeitszimmers ge⸗ 
hören Abſchnitt 51 EStR für 1939 gemäß in keinem Fall zu 
den Werbungskoſten. Das gleiche gilt, wenn ein Wrbeit- 
nehmer freiwillig einen doppelten Haushalt 
unterhält. Iſt die Führung des doppelten Haushalts 
zwangsläufig, dann ſind die Mehrkoſten, die durch 
die doppelte Haushaltsführung gegenüber einem gewöhn— 
lichen Haushalt entſtehen, Werbungskoſten. 


Beiſpiele : 


A. Der Direktor eines großen Werkes unterhält in der Stadt A, 
dem Sitz des Werkes, eine Stadtwohnung. Er beſitzt außer⸗ 
dem in dem Dorf B ein Landhaus. Er unterhält ſowohl in A 
als in B einen Haushalt. Die Mehrkoſten der doppelten Haus⸗ 
haltsführung find in dieſem Fall keine Werbungskoſten. 


E. Ein Angeſtellter mit drei Kindern beſitzt in C eine Familien⸗ 
wohnung. Er wird von ſeinem Arbeitgeber nach D verſetzt. 
In dem Ort D und feiner Umgebung iſt feine für den An⸗ 
geſtellten und feine Familie geeignete Wohnung frei. Der 
Angeſtellte behält deshalb die Wohnung in C für ſeine Familie 
bei und mietet ſich ſelbſt in D ein möbliertes Zimmer. Die 
Mehraufwendungen, die dem Angeſtellten durch dieſe doppelte 
Haushaltsführung entſtehen, ſind zwangsläufig und des⸗ 
halb Werbungskoſten. Dazu gehören auch die Koſten für die 
gelegentlichen Fahrten des Angeſtellten von D nach C zu feiner 
Familie. 


Die Mehraufwendungen für Mahlzeiten außer ⸗ 
halb des Hauſes, z. B. bei durchgehender Arbeitszeit, 
find feine Werbungskoſten. Das gilt auch dann, wenn die 
Einnahme der Mahlzeiten außerhalb des Hauſes aus 
dienſtlichen Gründen geſchieht. Hinweis auf die RßH⸗ 
Urteile vom 21. 12. 1933, RStBl 1934 ©. 476, und vom 
28. 6. 1934, RStBl 1934 S. 1105. 
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Der Aufwand für Kleidung und Wäſche gehört 
grundſätzlich nicht zu den Werbungskoſten. Etwas anderes 
gilt nur für die typiſche Berufskleidung, z. B. 
Uniform der Uniformträger, Frack der Muſiker, Amts⸗ 
tracht der Richter. Im Abſchnitt 33 EStR 1940 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß für die Dienſtbekleidung des beſoldeten Führer⸗ 
und Verwaltungsperſonal der NS DA, ihrer Gliederungen, 
der an die NS DA angeſchloſſenen Verbände, des NS, 
des Reichsluftſchutzbunds, der Techniſchen Nothilfe und des 
Deutſchen Roten Kreuzes und für die Dienſtbekleidung der 
Verwaltungsbeamten der Ordnungspolizei 10 RM monat- 
lich ohne weiteres als Werbungskoſten anzuerkennen ſind. 

Es gibt Fälle, in denen zwar keine typiſche Berufs⸗ 
kleidung getragen wird, in denen aber für den Beruf des 
Steuerpflichtigen ein beſonderer Kleiderverſchleiß ty piſch 
iſt. Der Rich hat in dieſen Fällen angenommen, daß die 
Aufwendungen für die übliche Kleidung ausnahms⸗ 
weiſe als Werbungskoſten anzuerkennen ſeien. 


Beiſpiele: 

Reiſende, die als Vertreter von Schneiderzeitſchriften tätig 
ſind und deshalb beſonders gut gekleidet ſein müſſen. Hotel⸗ 
direktoren, die zuſammen mit ihrer Ehefrau in dem Hotel⸗ 
betrieb tätig ſind und dafür beſondere Kleideraufwendungen 
machen müſſen. Hinweis auf die Rö H⸗Urteile vom 16. 9. 1931, 
RStöl 1931 S. 921 und vom 14. 11. 1934, NEIBI 1985 S. 418. 


Keine Werbungskoſten ſind die Aufwendungen für 
eine Jagd, auch wenn Geſchäftsfreunde zur Jagd einge⸗ 
laden werden, und die Aufwendungen für die Unterhaltung 
eines Segelbootes oder eines Motorboote z: Hin⸗ 
80 ni das AFH-Urteil vom 8. April 1936, RStBl 1936 


Aufwendungen, die ein Arbeitnehmer zu natio⸗ 
nalen, ſozialen, gemeinnützigen, mild⸗ 
tätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken 
macht (Spenden), ſind Aufwendungen der privaten 
Lebensführung und nicht abzugsfähig. Sie ſind als 
Spenden auch dann anzuſehen, wenn ſie auf Grund einer 
tatſächlichen oder vermeintlichen moraliſchen Verpflichtung 
oder aus ſonſtigen Gründen, denen ſich der Geber nicht ent⸗ 
ziehen zu können glaubt, gegeben werden. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 18 EStgi für 1939 und auf das RF Urteil vom 
15. 6. 1937, RStYI 1937 S. 990. Zu den nicht abzugs⸗ 
fähigen Spenden gehören z. B. die Beiträge zum Winter: 
hilfswerk (RStBl 1933 S. 1217), die Beiträge zur NS 
und ähnliches. Würden die Spenden abgezogen wer⸗ 

en können, ſo würde das eine Beteiligung des Reichs 
an den Spenden ſein, und zwar in Höhe des Betrags, um den 
ich die Einkommenſteuer durch Abzug der Spenden ver⸗ 
mindern würde. Die Einkommenſteuerſätze find ver ⸗ 
ſchieden groß. Sie bemeſſen ſich nach der Höhe des Ein⸗ 
ommens. Die Beteiligung des Reichs an der Spende würde 
demgemäß um jo größer fein, je größer das Ein 
kommen der Steuerpflichtigen iſt. Die Abzugsfähigkeit 
don Spenden würde nicht nur zu einer unabſehbaren Er- 
ſchütterung des Aufkommens an Einkommenſteuer 
jühren, ſondern auch durchaus unvereinbar ſein mit 
dem Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Be⸗ 
Neuerung. 

Aufwendungen für unbeſoldete Ehrenämter, die 
mit der Arbeitnehmertätigkeit nicht zuſammenhängen, ſind 
deine Werbungskoſten. Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 
28. 5. 1930, RStBl 1930 S. 479. 


Beiſpiel: 
Ein Arbeitnehmer wird zum unbeſoldeten Politiſchen 
Leiter der NSDAP ernannt. 


Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz beſteht dann, 
wenn das Ehrenamt mit der Arbeitnehmertätig⸗ 
eit in engem Zuſammenhang ſteht. In dieſem Fall 
önnen die Aufwendungen, die durch das Ehrenamt ver⸗ 
urſacht werden, als Werbungskoſten bei der Arbeitnehmer⸗ 
ätigkeit angeſehen werden. 

VBeiſpiel: 


Das Gefolgſchaftsmitglied eines induſtriellen Werks wird 
in den Vertrauensrat des Werks berufen. Die Berufung ſteht 
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in engſtem Zuſammenhang mit der Arbeitnehmertätigkeit des 
Gefolgſchaftsmitglieds. Etwaige Aufwendungen, die durch die 
Vertrauensratstätigkeit entſtehen, und die nicht durch das Werk 
erſetzt werden, find Werbungskosten des Gefolgſchaftsmitglieds. 


Aufwendungen zur Erlangung eines Titels gehören 
grundſätzlich nicht zu den Werbungskoſten. Tas gilt z. B. 
von Aufwendungen zur Erlangung des Meiſtertitels 
(RStBl 1930 S. 679) oder des Doktortitels (RStBl 
1931 S. 108). Erſt recht ſind Spenden und ähnliche Auf⸗ 
wendungen nicht abzugsfähig, die ein Steuerpflichtiger auf 
Grund der Verleihung des Ehrendoktortitels macht 
(Ri ⸗Urteil vom 25. 5. 1932, RStBl 1932 S. 708). 

Krankheitskoſten, Kurkoſten und Erho⸗ 
lungskoſten ſind grundſätzlich Koſten der Le bens⸗ 
führung und deshalb keine Werbungskoſten. Sie 
können nur als außergewöhnliche Belaſtung im Sinn von 
8 33 EStG und § 25 StD durch eine Steuererm a ⸗ 
Bigung berückſichtigt werden. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz gilt dann, wenn eine typiſche Be⸗ 
rufskrankheit vorliegt, die mit der beruflichen Tätig⸗ 
keit des Arbeitnehmers beſonders eng zuſammenhängt. Die 
allgemeine Unfallgefahr in beſtimmten Betrieben reicht nicht 
aus, um bei Verletzung von Arbeitnehmern eine „typiſche 
Berufskrankheit“ anzunehmen. Hinweis auf das NH 
Urteil vom 11. 10. 1933, RStBl 1933 S. 1314. 

Beiſpiele für typiſche Berufskrankheiten: 

Die Pilzerkrankung in Papierfabriken, Bleivergiftung in 
bleiverarbeitenden Betrieben, Vergiftungsgefahr in chemiſchen 
Betrieben (NFH-Urteil vom 30. 7. 1929, RStBl 1929 S. 554). 

Erkrankt ein Arbeitnehmer während der Ausführung 
einer Dienſtreiſe, ſo ſind die Mehraufwendungen, die 
durch den auswärtigen Aufenthalt des Arbeitnehmers 
entſtehen, Werbungskoſten. Gehörkranke kön⸗ 
nen die Aufwendungen für die beruflich benötigten 
Batterien ihres Hörapparats als Werbungs⸗ 
koſten geltend machen, nicht dagegen die Anſchaf⸗ 
fungskoſten des Hörapparats ſelbſt. Hinweis auf das 
RFH-Urteil vom 17. 7. 1930, RStBl 1931 S. 6. 

Aufwendungen für die Beſchaffung von Fach⸗ 
büchern und Fachzeitſchriften ſind Abſchnitt 39 
TEN 1940 gemäß als Werbungskoſten anzuerkennen, wenn 
die Bücher und Zeitabſchriften der Berufsausübung 
dienlich ſind. Vorausſetzung iſt, daß die Ausgaben ſich in 
dem Rahmen halten, der für den Beruf des Steuerpflich⸗ 
tigen üblich iſt. Bei Beamten iſt die Beſchaffung der 
üblichen Fachzeitſchriften und des ſonſtigen Fachſchrifttums, 
der üblichen Handausgaben und Erläuterungsbücher der 
Geſetze, der Entſcheidungen der Obergerichte uſw. dienſtlich 
erforderlich. Die Koſten dafür ſind Werbungs⸗ 
koſten. Soweit die Koſten für die Bücherbeſchaffung im 
Einzelfall über das übliche Maß erheblich hinaus⸗ 
gehen, handelt es ſich um Koſten der Lebensführung. Sie 
ſind inſoweit keine Werbungskoſten. Bei der Beurteilung 
deſſen, was üblich iſt, wird nicht kleinlich verfahren. 

Beſonders bedeutſam iſt ſteuerlich die Behandlung der 
Aufwendungen für einen Kraftwagen. Die Koſten für 
einen Kraftwagen gehören grundſätzlich zu den Koſten der 
privaten Lebensführung. Hinweis auf das RF H⸗Urteil vom 
8. 6. 1934, RStBl 1934 S. 942. Etwas anderes gilt dann, 
wenn der Kraftwagen zur Ausübung des Berufs erforder⸗ 
lich iſt. Hinweis auf das RFcH⸗Urteil vom 2. 6. 1932, 
RStBl 1932 S. 732. 

Beiſpiele für dienſtlich erforderliche Kraft⸗ 
wagenhaltung: 

Wechſelnde Dienſtzeit, deren Einhaltung bei Benutzung 
der öffentlichen Verkehrsmittel nicht immer gewährleiſtet wäre. 
Bereiſung eines beſonders großen und ausgedehnten Bezirks 
zur Kundenwerbung. Ständige Dienſtbereitſchaft (Tag⸗ und 
Nachtbereitſchaft eines Arztes). Körperliche Behinderung im 
Gehen und in der Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel. 
Große Schonbedürftigkeit (empfindliche Stimme eines Opern⸗ 
ſängers). 

„Die Unterhaltung eines Kraftwagens iſt nicht deshalb 
dienſtlich erforderlich, weil Gründe der Repräſenta⸗ 
tion die Benutzung eines Kraftwagens als angezeigt er⸗ 
ſcheinen laſſen. Das gleiche gilt für einen Richter, der in 
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Verkehrsſachen zu urteilen hat und bei dem deshalb 
einepraftifheBerfehrserfahrung erwünſcht tit. 

Wenn die Unterhaltung eines Kraftwagens dienit- 
lich erforderlich ift, iſt zu prüfen, in w elcher Höhe die 
Aufwendungen für den Kraftwagen als Werbungskoſten 
anerkannt werden können. Dabei ſind die Anſchaffungs⸗ 
koſten für den Kraftwagen im Weg der Abnutzungsabfetzung 
auf die Nutzungsjahre zu verteilen. Das gilt uneinge⸗ 
ſchränkt, wenn die Benutzung des Kraftwagens auSs- 
ſchließlich dienſtlich erfolgt oder die private Be⸗ 
nutzung weniger als 5 v. H. der Geſamtbenutzung be⸗ 
trägt. Hinweis auf das RßcH⸗Urteil vom 256. 9. 1935, 
NEIBI 1936 S. 61. In dieſem Fall find auch die ſonſtigen 
feſten Koſten, z. B. die Garagenmiete, die Verſicherungs⸗ 
koſten, das Gehalt des Kraftwagenführers, in voller Höhe 
Werbungskoſten. Als nicht abzugsfähige Koſten der pri⸗ 
vaten Lebensführung kommen dann nur die Betriebſtoff⸗ 
koſten in Betracht, die durch die Privatbenutzung entſtanden 
ſind. Beträgt die private Benutzung des Kraftwagens 
mehr als 5 v. H. der Geſamtbenutzung, ſo find zur Er⸗ 
mittlung der Werbungskoſten alle Aufwendungen (feſte 
Koſten und bewegliche Koſten) in dem Verhältnis aufzu⸗ 
teilen, in dem die private Benutzung zur dienſtlichen Be⸗ 
nutzung ſteht. Hinweis auf das Ni H⸗Urteil vom 14. 10. 
1937, RStBl 1937 S. 1243. 

Aufwendungen, die in Zuſammenhang mit ſtraf⸗ 
baren Handlungen ſtehen, ſind grundſätzlich keine 
Werbungskoſten. Alle Tatbeſtände find § 1 Abſatz 3 
Stunpß gemäß nach naktionalſoztaliſtiſcher 
Weltanſchauung zu beurteilen. Daraus ergibt ſich, 
daß Aufwendungen, die die Folge eines geſetzwidri⸗ 
gen oder ſonſt unſittlichen Verhaltens des Steuer⸗ 
pflichtigen ſind, bei der Ermittlung des Einkommens nicht 
berückſichtigt werden dürfen. Schmiergelder, Geld⸗ 
ſtrafen einſchließlich der Ordnungsſtrafen und 
ähnliche Aufwendungen, 3. B. Strafverteidi⸗ 
gungskoſten, ſind deshalb keine Werbungskoſten. 
Hinweis auf Abſchnitt 17 Abſatz 6 EStR für 1939 und das 
RFH-Urteil vom 13. 11. 1930, RStBl 1931 S. 135. 

Beiträge zu Berufsſtänden und Berufs⸗ 
verbänden, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, gehören grundſätzlich zu den 
Werbungskoſten. 

Beiſpiele: 
Beiträge zum Reichsbund der Deutſchen Beamten, zum 
NoS⸗Rechtswahrerbund, zur Reichskulturkammer und den in 


Streitwert im Steuerverfahren 


Von Regierungsrat Dr. Dopatka, Finanzamt Berlin-Schöneberg 


Der Wert des Streitgegenſtandes wird an drei ſachlich 
verſchiedenen Stellen der Reichsabgabenordnung behandelt. 
Dementſprechend kommt dem Streitwert in dreifacher Hin⸗ 
ſicht Bedeutung zu. Es handelt ſich um die folgenden drei 
Beſtimmungen: 


1. Wenn ein Verfahren vor dem Finanzgericht (in 
der Berufungsinſtanz) anhängig iſt, kann das Finanz⸗ 
gericht über Berufungen, deren Streitgegenſtand keinen 
höheren Wert hat als 100 RM, ohne daß eine weitere 
Aufklärung des Sachverhalts oder eine Stellungnahme 
zu Rechtsfragen erforderlich iſt, nach freiem Er⸗ 
meſſen entſcheiden. Zur Begründung einer ſolchen 

Entſcheidung genügt der Hinweis, daß auf Grund dieſer 

Vorſchrift nach freiem Ermeſſen entſchieden worden iſt 

(Sinweis auf § 265 Abſ. AO). 8 265 der Reichsabgaben⸗ 

ordnung findet im Anfechtungsverfahren finngemäß An⸗ 

wendung (Hinweis auf die Verordnung vom 13. Januar 

1940 — RGBl 1 S. 58 und RStBl S. 33). 


2. Gegen Berufungsentſcheidungen der Finanzgerichte iſt 
die Rechtsbeſchwerde an den Reichs⸗ 
finanzhof nur dann gegeben, wenn der 
Streitwert höher als 500 RM tft (Hinweis auf § 286 


ſie eingegliederten Kammern, Beiträge zur Deutſchen Arbeits⸗ 
front und ähnliche Beiträge. Auch Beiträge zum Reichskreu⸗ 
bund ehemaliger Berufsſoldaten gehören Abſchnitt 36 LEN 
1940 gemäß zu den Berufsverbandsbeiträgen. 


Ausgaben bei Veranſtaltungen des Berufsſtands oder 
Berufsverbands, z. B. bei Aufmärſchen der DAT, bei Schu⸗ 
lungs- und Fachſchaftsverſammlungen, find nicht Werbungs⸗ 
koſten, ſondern Koſten der Lebensführung. Hinweis auf das 
Ni H⸗Urteil vom 19. 12. 1934, RStBl 1935 S. 414. 
Gewiſſe Veranſtaltungen von Berufsſtänden und Berufs⸗ 
verbänden dienen dem Zweck, die Teilnehmer im Beruf 
fortzubilden, 3. B. Fachwiſſenſchaftliche Tagungen. 
Ausgaben, die dem Arbeitnehmer an ſolchen Veranſtaltun⸗ 
gen entſtehen, können Werbungskoſten ſein. Hinweis auf 
das RF H⸗Urteil vom 24. 6. 1937, RStBl 1937 S. 1089 
und auf Abſchnitt 37 LStR 1940, 


Die erforderlichen Aufwendungen eines Arbeitnehmers 
für Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeit⸗ 
ftätte find grundſätzlich Werbungskoſten. Das gilt nicht, 
wenn der Steuerpflichtige nur aus perſönlichen 
Gründen ſeinen Wohnſitz in einem Ort nimmt oder bei⸗ 
behält, in dem die Arbeitnehmer des Betriebs üblicher ⸗ 
weiſe nicht zu wohnen pflegen. Es kommt für die 
Frage der Anerkennung von Fahrten zwiſchen Wohnung und 
Arbeitſtätte als Werbungskoſten darauf an, ob nach den all⸗ 
gemeinen objektiven Verhältniſſen der Wohnort zu dem 
Einzugs⸗ und Siedlungsgebiet des Arbeitsorts gehört. 
Hinweis auf die NYH-Urteile vom 7. 11. 1934, RStBl 1935 
S. 124 und vom 19. 12. 1934, RStBl 1985 S. 338. Es muß 
bei der Beurteilung der Frage, was als Einzugs⸗ und Sied⸗ 
lungsgebiet anzuſehen iſt, groß z ügig verfahren werden. 
Hinweis auf Abſchnitt 34 LStR 1940. 


Arbeitnehmer, die durch Entlaſſungen oder 
Stillegungen ihre bisherige Arbeitſtelle verloren und 
neue Arbeit in entfernten Orten gefunden haben, behalten 
oft ihren bisherigen Wohnſitz bei. In ſolchen Fällen 
kann das Wohnenbleiben im alten Wohnort als üblich 
angeſehen werden. Das gilt auch dann, wenn ein Betrieb 
in einen Nachbarort verlegt wird, aber ein erheblicher 
Teil der mitübernommenen Arbeitnehmer nicht nach dem 
neuen Arbeitsort überſiedelt. 


Viele weitere Beiſpiele für Werbungskoſten und für 
die Abgrenzung der Werbungskoſten von den Koſten der 
Lebensführung ergeben ſich aus Oeftering „Das geſamte 
Lohnſteuerrecht“ Bemerkung 9 zu § 20. 


Abf. 1 AO), es ſei denn, daß das Finanzgericht wegen 
der grundſätzlichen Bedeutung der Streitſache die 
Rechtsbeſchwerde zugelaſſen hat. 

3. Die Rechtsmittelgebühr wird nach dem Wert 
des Streitgegenſtandes berechnet (Hinweis auf 
§ 311 Abſ. 2 AO). Außerdem wird zur Deckung der 
Auslagen, die den Rechtsmittelbehörden erwachſen ſind 
und nicht $ 312 MO gemäß beſonders in Anſatz gebracht 
werden, eine Abfindung erhoben (wenn die Koſten 
dem Stenerpflichtigen zur Laſt fallen), die 15 v. H. der 
Rechtsmittelgebühr beträgt, alſo mittelbar ebenfalls vom 
Streitwert abhängt (Hinweis auf § 313 AO). 


Der unter Ziffer 2 bezeichnete Fall iſt zurzeit bedeu- 
tungslos geworden. Durch den Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung vom 
28. 8. 1939 (RGGBl I S. 1535) iſt das Rechtsmittelverfahren 
im Beſteuerungsverfahren weſentlich vereinfa cht wor⸗ 
den (Hinweis auf IV Ziffer 4 und 5 des Erlaſſes). 

Nach dem bezeichneten Erlaß über die Verwaltungsver⸗ 
einfachung iſt gegen die Aufechtungsentſcheidung des Ober⸗ 
finanzpräſidenten (das entſpricht dem früheren Berufungs- 


urteil des Finanzgerichts) die Rechtsbeſchwerde an den 


* 
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Reichsfinanzhof nur noch dann gegeben, wenn der Ober⸗ 
finanzpräſident wegen der grundſätzlichen Bedeutung 
oder der beſonderen Umſtände des Einzel⸗ 
falls die Rechtsbeſchwerde zugelaſſen hat. Der Streitwert 
iſt alſo unmaßgeblich geworden; denn die Höhe des Streit⸗ 
werts ſpielt für die Rechtsbeſchwerde keine Rolle mehr. 
Die Bedeutung des Streitwerts liegt im weſentlichen 
in der Koſten berechnung, genauer geſagt, in der Be⸗ 
rechnung der Rechtsmittelgebühren und gegebenen 
falls der Auslagen ($ 313 AO). Da die Koſtenpflicht 
neben der Verpflichtung zur Auslagenerſtattung in der Ver⸗ 
pflichtung beſteht, die Rechtsmittelgebühren zu zahlen und 
die Rechtsmittelgebühr vom Streitwert nach dem Gerichts⸗ 
koſtengeſetz berechnet wird, iſt die Höhe der Koſten im weſent⸗ 
lichen von der Höhe des Streitwerts abhängig (8 310 und 
§ 811 Abſ. 2 ACO). 

Für die Koſtenfrage iſt zunächſt die Beſtimmung maß⸗ 
gebend, daß im großen und ganzen Koſten nur im 
Rechtsmittelverfahren entſtehen können. Das 
Steuerermittlungs verfahren iſt, abgeſehen 
von den im 8 227 AD angeführten Ausnahmen, koſten frei 
(8 227 AO). Erſt im Rechtsmittel verfahren können 
Koſten entſtehen (§ 307 AO). Der Steuerpflichtige hat die 
Koſten zu tragen: 


a) wenn er unterliegt. Unerliegt er zum Teil, o 
können ihm die Koſten zum Teil, insbeſondere ſeine 
eigenen Koſten, auferlegt werden (§ 307 Abſ. 1 AO); 
wenn er das Rechtsmittel zurücknimmt. Bei teil ⸗ 
weiſer Rücknahme können ihm die Koſten zum Teil, 
insbeſondere ſeine eigenen Koſten, auferlegt werden 
(8 307 Abſ. 2 AO). Bei Rücknahme des Rechtsmittels in 
vollem Umfang wird jedoch nur die Hälfte ber 
Rechtsmittelgebühr erhoben (§ 311 Abſ. 3 AO); 

e) wenn er mit dem Rechtsmittel zwar Erfolg hat, die 
Entſcheidung aber auf Tatſachen beruht, die er früher 
hätte geltend machen können und müſſen, oder wenn er 
die Koſten durch unbegründete Anträge und Einwen⸗ 
dungen verſchuldet hat (8 307 Abſ. 3 AD). 


. Iſt gegen einen Steuerbeſcheid des Finanzamts das 

Aechtsmittel, jetzt alſo die Anfechtung, eingelegt, und ergibt 

die Vorprüfung der Sachlage und Rechtslage deſſen Berechti⸗ 

gung, fo wird das Finanzamt von ſich aus den an⸗ 

gefochtenen Beſcheid § 94 AO gemäß in dem gewünſchten 
inn abändern. 


b 


ser 


6 Damit findet das Rechtsmittel in der Hauptſache ſeine 
Erledigung. Eine Entſcheidung über die Koſten des Rechts- 
mittelberfahrens iſt nicht erforderlich, wenn das Finanzamt 
dem Steuerpflichtigen erklärt, daß das Reich die Koſten 
es Rechtsmittelberfahrens trägt (§ 94 Abſ. 2 AD). Das 
Fenanzamt kann aber auch dann im Fall der Rücknahme des 
ſochtsmittels entſprechend dem unter e Ausgeführten ent: 
Weiden, Wird durch die Berichtigung dem Rechtsmittel⸗ 
ſcehren nicht in vollem Umfang ſtattgegeben, ſo geht das 
bachtsmittelverfahren entweder beſchränkt auf den Reſt⸗ 
belcag weiter, oder der Steuerpflichtige nimmt für den Reſt⸗ 
9 tag das Rechtsmittel zurück. Im letzten Fall gelten die 
usführungen unter b 
ft Auch wenn nach den oben bezeichneten geſetzlichen Be⸗ 
erlamungen an ſich die Koſten dem Steuerpflichtigen aufzu⸗ 

egen wären, können die Rechtsmittelgebühren und die 
Ei slagen ganz oder zum Teil erlaſſen werden, wenn die 
kenlegung des Rechtsmittels auf entſchuldbare Un⸗ 
ut nis der Verhältniſſe oder auf Un⸗ 
aug ſenheit beruht, oder wenn die Erhebung der Koſten 
an ſonſtigen Gründen unbillig erſcheint (8 319 Abſ. 1 
00 ) Die Entſcheidung darüber hat die Rechtsmittelbehörde 
(ur bei Rücknahme der Vorſitzende der Behörde, gegen deren 
000 das Rechtsmittel gerichtet war (& 319 


pr Sind mehrere Steuerpflichtige zur Tragung der 
kü ten verpflichtet, ſo haften fie nach Kopfteilen. Es 
Yen jedoch bei erheblicher Verſchiedenheit der 
„ nelligung die Koſten nach dem Maß der Beteili⸗ 
ung verteilt werden (§ 307 Abſ. 4 AD). 


Die Frage der Koſten und damit des Streitwerts iſt 
nur dann von Bedeutung, wenn die Koſten einem Steuer⸗ 
pflichtigen ganz oder zum Teil zur Laſt fallen. Andern⸗ 
falls wird keine Rechtsmittel gebühr erhoben ($ 311 Abſ. 1 
AO). Da der Streitwert nur, ſoweit erforderlich, feſtzuſtellen 
iſt (8320 Abſ. 1 AO), kommt Streitwertfeſtſetzung nur in 
Betracht, wenn dem Steuerpflichtigen die Koſten auferlegt 
werden. Zur Entſcheidung über die Koſten und über die 
Höhe des Streitwerts iſt, wenn über das Rechtsmittel ent⸗ 
ſchieden wird, die Rechtsmittelbehörde zuſtändig. Im Fall 
der völligen Rücknahme des Rechtsmittels entſcheidet 
der Vorſitzende der Behörde, gegen deren Entſcheidung das 
Rechtsmittel gerichtet war (§§ 319 Abſ. 2 und 320 Abf. 2 AO). 


§ 320 Abſ. 4 AO gemäß gilt zwar für die Entſcheidung, 
wie hoch der Wert des Streitgegenſtandes feſtzuſtellen iſt, 
freies Ermeſſen. Dieſes freie Ermeſſen iſt aber tatſächlich 
durch Runderlaſſe und Gutachten und Urteile des Reichs⸗ 
finanzhofs weitgehend eingeſchränkt worden. 

Im folgenden ſollen die grundlegenden Anordnungen 
für die Streitwertberechnung aufgezählt werden: 


Streitwert 
1. Einzelberechnung 


a) Um ſatzſteuer, Verkehrſteuern, Ein⸗ 
kommenſteuer 


Unterſchied zwiſchen dem durch das Finanzamt feſt⸗ 
geſetzten und dem vom Steuerpflichtigen erſtrebten Steuer⸗ 
betrag (Hinweis auf das Gutachten des RF vom 18. 11. 
1987 im RStBl 1937 S. 1231 vorletzter Abſatz. Die ſich an 
eine beſtimmte Steuerart (insbeſondere an die Einkommen⸗ 
ſteuer) anſchließenden Reichsſteuern und Landesſteuern und 
die Kirchenſteuer ſind nicht in den Streitwert einzubeziehen 
(ebenſowenig abhängige Vorauszahlungen oder Handels⸗ 
fammer-, Krankenkaſſenbeiträge uſw.) (Hinweis auf das 
Gutachten des Rc vom 28. 5. 1988 Gr. S. im RStBl 1988 
S. 554 und Urteil des Rc im RStBl 1939 S. 630). Mehr⸗ 
einkommenſteuer wird bei dem Streitwert der Einkommen⸗ 
ſteuer zu berückſichtigen ſein, nicht dagegen der Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer. Eine Ausnahme: Bei Streit, 
ob ein an ſich unſtreitiges Einkommen aus Gewerbe oder 
3. B. Kapitalvermögen herrührt, iſt die Auswirkung auf die 
Gewerbeſteuer maßgebend (Hinweis auf das obenerwähnte 
Gutachten des RH im RStBl 1938 S. 554). 


b) Reichsfluchtſteuer 

Unterſchied zwiſchen dem feſtgeſetzten und dem erſtrebten 
Reichsfluchtſteuerbetrag. Bei Streit lediglich über Zeit⸗ 
8.537) Fälligkeit (ſiehe Urteil des R im RStBl 1939 


c) Gewerbeſteuermeßbeſcheid 

Unterſchied zwiſchen dem feſtgeſetzten und dem erſtrebten 
Steuermeßbetrag, vervielfältigt mit dem Hebeſatz der zuſtän⸗ 
digen Gemeinde (Hinweis auf das Gutachten des RH vom 
18. 11. 1937 im RStYL 1937 S. 1231). 


2. Überſchlags berechnung 
a) Vermögenſteuer 


Doppelter Jahresbetrag der ſtreitigen Jahresſteuer, alſo 
10 v. T., ſo dauernde Rechtſprechung (Hinweis auf Urteil des 
Ric im RStöl 1937 S. 364). 


b) Grundſteuermeßbeſcheid 


Das Zweifache des Grundſteuerbetrages, der für das 
Rechnungsjahr auf den ſtreitigen Steuermeßbetrag entfällt. 
Rdß⸗Erlaß vom 15. 7. 1938 (RStBl 1938 S. 657). 


c) Einheitliche Gewinnfeſtſtellung bei 
Offenen Handelsgeſellſchaften, Kom⸗ 
manditgeſellſchaften uſw. 

10 v. H. vom ſtreitigen Gewinn. Rd ⸗Erlaß vom 12. 4. 

1927 und dauernde Rechtſprechung. Jedoch höherer Streit⸗ 

wert, wenn klar zutage liegt, daß die erſtrebte einheitliche 
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Feſtſtellung bei einem Beteiligten eine höhere als zehn⸗ 
prozentige Auswirkung haben würde (Hinweis auf Urteil 
des Rich im RStBl 1934 S. 217) und niedrigerer Streit⸗ 
wert, wenn das Gegenteil für die Beteiligten klar zutage 
liegt (Hinweis auf Urteil des RFH im RStBl 1938 S. 954). 


d) Einheitswertſachen 
Auf Grund des Bewertungsgeſetzes 1934: 
bei land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 


Grundſtücken — ee 
bei ſonſtigem Grundbeſiz SU T eee 
bei Betriebsvermögen — 


Grunderwerbsteuer 
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Bei Einheitsbewertung auf Grund des Bewertungs⸗ 
geſetzes 1931 gilt ein einheitlicher Pauſchſatz von 10 v. T. 

Der Pauſchſatz iſt nur die Regel. Er umfaßt nur die 
Vermögenſteuer und die Grundſteuer. Der Streitwert iſt 
höher feſtzuſetzen, wenn außerdem von der Entſcheidung 
Aufbringungsumlage, Grunderwerbſteuer, Erbſchaftſteuer, 
Reichsfluchtſteuer oder ähnliches abhängt (Hinweis auf das 
Gutachten des RF vom 15. 7. 1937 im RStBl 1937 S. 907). 

Bei Aktien, GmbH-Anteilen uſw. richtet ſich der Streit⸗ 
wert nach dem Wert des geſamten Altienkapitals, da 
Wirkung für und gegen die anderen Aktieninhaber nach § 72 
NBWDB (Hinweis auf das Urteil des NIS im NStBl 
1938 S. 423). 


und Wertzuwachssteuer 


bei Landbeschaffung für Zwecke der Wehrmacht 


Von Stadtrat Dr. Lehmann, Liegnitz 


Perſonen, die ein Grundſtück für Zwecke der Wehrmacht 
freiwillig hergegeben haben oder im Weg der Enteignung 
haben hergeben müſſen, wird der freihändige Erwerb von 
Erſatzgrundſtücken aus dritter Hand durch Vergünſtigung bei 
der Grunderwerbſteuer und auch bei der Wertzuwachsſteuer 
erleichtert. Nach dem grundlegenden Erlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 30. Oktober 1935 (8 4504 — 18: 
11) iſt bei den beſonders bezeichneten Vorhaben, die auf 
Grund des Landbeſchaffungsgeſetzes durchgeführt werden, 
der Erwerb des Erſatzgeländes durch die Behörden der 
Wehrmacht oder durch die mit dem Erwerb betreuten Sied⸗ 
lungsunternehmen von der Grunderwerbſteuer (einſchließlich 
Zuſchläge) freigeſtellt (8 33 Abſ. 1 DVD) Die Steuer wird 
auch dann nicht erhoben, wenn Bauern oder Landwirte von 
den Behörden der Wehrmacht oder den Siedlungsunter⸗ 
nehmen Erſatzgrundſtücke als Abfindung für freiwillig her⸗ 
gegebenes oder enteignetes Gelände zugeteilt erhalten. 
Weiterhin wird die Steuer nicht erhoben, wenn Bauern oder 
Landwirte die Erſatzgrundſtücke mit der von ihnen aus⸗ 
gezahlten Barentſchädigung freihändig aus dritter Hand 
kaufen. Iſt der Kaufpreis für die Erſatzgrundſtücke höher 
als die Barentſchädigung, ſo iſt der Erwerb inſoweit befreit, 
als das Entgelt die Barentſchädigung nicht überſteigt. 

Bei den Vorhaben, die nach allgemeinen Vorſchriften 
durchgeführt werden, iſt der Erwerb der Erſatzgrundſtücke 
durch die Bauern und Landwirte aus Rechtsgründen nur 
inſoweit von der Grunderwerbſteuer ausgenommen, als im 
Einzelfall die Vorausſetzungen des § 29 des Reichsſiedlungs⸗ 
geſetzes erfüllt ſind. Aus Billigkeitsgründen werden jedoch 
in anderen Fällen Vergünſtigungen gewährt, die allerdings 
nur auf ſolche Fälle beſchränkt bleiben, in denen ein land⸗ 
und forſtwirtſchaftlicher Betrieb durch die freiwillige Her⸗ 
gabe oder durch die Enteignung von Grundſtücken in ſeinem 
wirtſchaftlichen Beſtand gefährdet wird. Dieſe Gefährdung 
wird regelmäßig dann als vorliegend angeſehen, wenn ein 
weſentlicher Teil des zum Betrieb gehörigen Grund und 
Bodens abgetrennt und auf die Wehrmacht übertragen wird. 
In Ausnahmefällen kann aber der wirtſchaftliche Beſtand 
des Betriebes ſchon durch die Abtrennung von Einzelgrund⸗ 
ſtücken oder Grundſtücksteilen gefährdet ſein, z. B. dann, 
wenn die Grundſtücke erforderlich ſind, damit der Betrieb 
die für einen Erbhof vorgeſchriebene Mindeſtgröße (ſelb⸗ 
ſtändige Ackernahrung) behält. Die Finanzämter 
find deshalb ermächtigt worden, in der⸗ 
artigen Fällen die Grunderwerbſteuerein⸗ 
ſchließlich Zuſchläge zu erlaſſen. In den 
Fällen, in denen der Kaufpreis für die Erſatzgrundſtücke 
höher iſt als die Varentſchädigung, darf jedoch die Steuer 
nur inſoweit erlaſſen werden, als das Entgelt für die Erſatz⸗ 
grundſtücke die Barentſchädigung nicht überſteigt. Vor der 
Entſcheidung über den Erlaßantrag iſt der Landesbauern⸗ 
führer gutachtlich darüber zu hören, ob der land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Betrieb der Abfindungsberechtigten in ſeinem 
wirtſchaftlichen Beſtand gefährdet iſt. 

Dieſe Vergünſtigungen ſind durch Erlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 18. Januar 1937 (S 4504 — 185 


III) aus Billigkeitsgründen auch auf Ab findungs⸗ 
berechtigte ausgedehnt, die nicht Bauern oder 
Landwirte ſind. Die Vergünſtigungen werden nach 
dieſem Erlaß auch in den Fällen gewährt, in denen P achter 
landwirtſchaftlicher Beſitzungen infolge der 
Landbeſchaffung für Zwecke der Wehrmacht ihr Pachtver⸗ 
hältnis haben vorzeitig auflöſen müſſen und eigenen land- 
wirtſchaftlichen Grundbeſitz erwerben. Auch hier iſt Voraus- 
ſetzung für eine Steuervergünſtigung, daß die Abfindungs⸗ 
berechtigten durch die Hergabe ihres Grundſtücks oder eines 
Teils oder durch die vorzeitige Auflöſung des Pachtverhält⸗ 
niſſes in ihrem wirtſchaftlichen Beſtand gefährdet ſind. 

Soweit Grunderwerbſteuerfreiheit nicht bereits auf 
Grund des 8 7 des Landbeſchaffungsgeſetzes oder des 829 
des Reichsſiedlungsgeſetzes gegeben iſt, können daher aus 
Billigfeitsgründen bei der Weitergabe des Erſatzgeländes 
an die Abfindungsberechtigten und beim freihändigen Er- 
werb von Erſatzgrundſtücken durch Abfindungsberechtigte 
nunmehr die folgenden Fälle ſteuerlich be⸗ 
günſtigt werden: 


1. der Erwerb von Erſatzgrundſtücken durch Abfindungs- 
berechtigte, die Bauern oder Landwirte ſind; 

2. der Erwerb von Erſatzgrundſtücken durch Abfindungs⸗ 
berechtigte, die nicht Bauern oder Landwirte ſind (Hand⸗ 
werker, Gewerbetreibende, Landärzte, Landarbeiter uſw.), 
und der Erwerb durch Abfindungsberechtigte, die neben 
ihrem landwirtſchaftlichen Betrieb noch ein Gewerbe 
haben (z. B. Landwirtſchaft und Gaſtwirtſchaft). Die 
Vergünſtigung kann auch dann gewährt werden, wenn 
Beamte, Rentner, Angeſtellte, Arbeiter als Folge der 
Abtretung ihres Grundſtücks ihre Wohnung hergeben 
müffen und zu Wohnzwecken ein anderes Grundſtück er⸗ 
werben; 

3. der Erwerb eigener landwirtſchaftlicher Betriebe durch 
Pächter landwirtſchaftlicher Beſitzungen, die ihr Pachtver⸗ 
hältnis infolge der Landbeſchaffung für Zwecke der Wehr⸗ 
macht haben vorzeitig auflöſen müſſen. In dieſen Fällen 
wird eine Steuervergünſtigung inſoweit in Frage 
kommen können, als das für den Erwerb des eigenen 
landwirtſchaftlichen Betriebes gezahlte Entgelt die für die 
vorzeitige Auflöſung des Pachtverhältniſſes erhaltene 
Entſchädigung nicht überſteigt. 


Dieſe Vergünſtigungen gelten ſowohl für ſolche Vor⸗ 
haben, die auf Grund des Landbeſchaffungsgeſetzes und der 
Durchführungsverordnung dazu ausgeführt werden, als auch 
für die Vorhaben, die nach allgemeinen Vorſchriften durch⸗ 
geführt werden. Sie können auch dann gewährt werden, 
wenn für hingegebenen landwirtſchaftlichen Grundbeſſtz 
Grundſtücke mit anderen Zweckbeſtimmungen erworben 
werden. 

Durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 
2. April 1937 V St. 1231/7 iſt den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden aufgegeben worden, in derartigen 
Fällen aus Billigkeitsgründen au ch von der Erhebung 
der Wertzuwachsſteuer abzuſehen. Eine Ver⸗ 
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günſtigung für die Veräußerer der Erſatzgrundſtücke iſt, wie 
der Reichsminiſter des Innern in einem Erlaß vom 20. No⸗ 
vember 1939 V St. 1060/9 — 5645 ausgeführt hat, 
in dieſen Fällen nicht beabſichtigt. Um hier Klarheit zu 
ſchaffen, ſind in dem neuen Erlaß folgende Verfahrensvor⸗ 
ſchriften gegeben. Hiernach kann, wenn der Kaufvertrag 
die Übernahme der Steuer durch den Erwerber vorſieht, der 
Villigkeitserlaß bei der Wertzuwachsſteuer ohne weiteres 
gewährt werden. Sieht dagegen der Kaufvertrag die Über⸗ 
nahme der Steuer durch den Erwerber nicht vor, ſo iſt im 
Einvernehmen mit der Preisbildungsſtelle für Grundſtücke 
zu prüfen, ob in dem von dem Erwerber zu zahlenden Kauf⸗ 
preis der Betrag der zu erwartenden Wertzuwachsſteuer ein⸗ 


anmeldung feindlichen Dermögens 


Das feindliche Vermögen, das ſich im Inland 
befindet, iſt anzumelden (Hinweis auf die Verordnung über 
die Anmeldung feindlichen Vermögens vom 5. März 1940 
(RG Bl I S. 488). 

Auf Grund dieſer Verordnung ſind insbeſondere anzumelden: 
1. das Vermögen der feindlichen Staaten, 

2. das Vermögen der Perſonen, die einem feindlichen Staat an⸗ 
gehoren, 

3. das Vermögen der Perſonen, die ihren Wohnſitz oder ihren 
7 8 Aufenthalt im Gebiet eines feindlichen Staats 
haben, 

4. das Vermögen der juriſtiſchen Perſonen, die ihren Sitz oder 
117 Hauptniederlaſſung im Gebiet eines feindlichen Staats 

aben. 

Inland iſt das Gebiet des Großdeutſchen Reichs mit den 
eingegliederten Oſtgebieten. Das General gouvernement 
iſt nicht Inland. Der Reichsprotektor wird für das Reichs⸗ 
protektorat Böhmen und Mähren beſondere Weiſun⸗ 
gen erlaſſen. 


Feindliche Staaten ſind die folgenden Staaten: 


1. Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland 
mit den überſeeiſchen Beſitzungen, Kolonien, Protektoraten 
und Mandatsgebieten und die Dominions Kanada, Auſtraliſcher 
Bund, Neufeeland und Südafrikaniſche Union, 

2. Frankreich mit ſeinen Beſitzungen, Kolonien, Protektoraten 
und Mandatsgebieten, 

8. Agypten, 

4. Sudan, 

5. Irak. 

Die Anmeldung erfolgt bei den Finanzämtern. 
Es ſind dafür beſondere Vordrucke (Anmeldebogen) vorgeſchrieben. 
Die Vordrucke werden von den Finanzämtern ausgegeben. 
Aumeldungen, die bereits durch einfaches Schreiben bewirkt find, 
müſſen auf dem vorgeſchriebenen Vordruck wiederholt 
werden. 

Die Anmeldung muß ingbefundere von den folgenden Per⸗ 

ſonen in dem folgenden Umfang vorgenommen werden: 

1. die Angehörigen feindlicher Staaten — mit Ausnahme der 

Kriegsgefangenen —, die fi im Inland befinden, melden ihr 

geſamtes Inlandsvermögen an (Hinweis auf Anmelde⸗ 

bogen A); 

die Verwalter und die Verwahrer von Vermögen, das Per⸗ 

ſonen gehört, die einem feindlichen Staat angehören oder die 

ihren Wohnſitz im Gebiet eines feindlichen Staats haben, 

melden dieſes Vermögen an (Hinweis auf Anmeldebogen B); 

die inländiſchen Schuldner von Perſonen, die einem feindlichen 

Staat angehören oder die ihren Wohnſitz im Gebiet eines 

feindlichen Staats haben, melden die Leiſtungen an, die ſie 

ſchulden (Hinweis auf Anmeldebogen C); 

die Leiter oder die Vertreter der inländiſchen Unternehmen, an 

denen Perſonen beteiligt ſind, die einem feindlichen Staat an⸗ 

gehören oder die ihren Wohnſitz im Gebiet eines feindlichen 

Staats haben, melden die Art und den Umfang der Beteili⸗ 

gung an (Hinweis auf Anmeldebogen D). 


Die Anmeldung unterbleibt, wenn der Wert des geſamten an⸗ 
zumeldenden Vermögens weniger als 500 Reichsmark iſt. Das 
gilt nicht für die Anmeldung, die die oben in Ziffer 8 bezeichneten 
inländiſchen Schuldner abzugeben haben. 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


gerechnet iſt. Iſt dies nicht der Fall, ſo kann die Wert⸗ 
zuwachsſteuer erlaſſen werden. Iſt dies dagegen der 
Fall, jo iſt ein Erlaß der Wertzuwachsſteuer nur zu ge⸗ 
währen, wenn ſichergeſtellt iſt, daß der Veräußerer den 
Kaufpreis um den Betrag der erlaſſenen Wertzuwachsſteuer 
mindert. 

Veranlaſſung zu dieſer Regelung gab der Umſtand, daß 
in zahlreichen Fällen die Veräußerer der Erſatzgrundſtücke 
den Betrag der zu erwartenden Wertzuwachsſteuer in den 
von dem Erwerber zu zahlenden Kaufpreis eingerechnet 
haben, während ſie ſelbſt den Erlaß dieſer Steuer bean⸗ 
tragten. In ſolchen Fällen iſt, wie ſchon erwähnt, ein Erlaß 
der Wertzuwachsſteuer keineswegs angebracht. 


Das Vermögen iſt nach dem Stand vom 81. Dezember 1939, 
bei ſpäterem Anfall nach dem Tag des Anfalls anzumelden. 

Die Anmeldung muß ſpäteſtens am 15. April 1940 geſchehen, 
die Anmeldung der oben in Ziffer 4 bezeichneten Beteiligungen 
ſpäteſtens am 31. März 1940. Das Finanzamt kann auf Antrag 
eine Nachfriſt gewähren. Brek. 


Koftenpflicht des Reichs im Rechtsmittelverfahren nach der 
Reichsabgabenordnung 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 12. März 1940 (S 1227 — 78 III R) ausgeführt: 
„Ich beabſichtige, bei Gelegenheit dem § 811 Abſatz 1 der 
Reichsabgabenordnung den folgenden Satz hinzuzufügen: 


„Von der Zahlung der Rechtsmittelgebühr find befreit das 
Reich und die Länder, die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei ſamt ihren Gliederungen und die nach den 
Haushaltsplänen des Reichs und der Länder für Rechnung 
des Reichs oder eines Landes verwalteten öffentlichen Ans 
ſtalten und Kaſſen.“ 


Ich bitte, ſchon jetzt dieſem Satz gemäß zu verfahren.“ Tr. 


Säumniszufchlag 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
26. Februar 1940 (8 1296 — 103 III R) angeordnet: 

„Ein Säumniszuſchlag iſt nicht zu erheben von Steuer⸗ 

pflichtigen, die 

1. auf Grund der Notdienſtverordnung vom 15. Oktober 1938 
(REBI I S. 1441) ohne Begründung eines einem Arbeits⸗ 
vertrag entſprechenden Beſchäftigungsverhältniſſes zu lang⸗ 
friſtigen Notdienſtleiſtungen herangezogen werden. Dar⸗ 
unter fallen insbeſondere die Ergänzungskräfte der Polizei 
und des Zollgrenzſchutzes (Hilfsgrenzangeſtellte); 5 

2. auf Grund der Erſten Durchführungsverordnung zum 
Luftſchutzgeſetz vom 1. September 1939 (RGBl 1 S. 1631) 
als Ergänzungskräfte zum Luftſchutzwarndienſt, zum 
Sicherheits⸗ und Hilfsdienſt oder zum Flugmeldedienſt ein⸗ 
berufen werden.“ Tr. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
8. März 1940 (8 1296 — 105 III R) angeordnet: 


Die Anordnungen, die in dem Runderlaß vom 6. April 
1936 S 1296 — 40 III R (NStEI 1936 S. 295 und RZBl 
1936 S. 134) enthalten ſind, werden für die Zeit ab 1. April 
1940 erſetzt durch die folgenden Anordnungen: 

(1) Von der Erhebung des Säumniszuſchlags iſt bis auf 
weiteres bei den Steuern ($ 2 StSäumch), die von Finanz⸗ 
ämtern oder Hauptzollämtern (Zollämtern) erhoben werden, 
abzuſehen, wenn der Steuerbetrag, der nach § 8 Abſatz 2 des 
Steuerſäumnisgeſetzes der Berechnung des Säumniszuſchlags 
zugrunde zu legen iſt, weniger als 50 RM bei derſelben 
Steuerart beträgt. 


(2) Wird Stundung erſt nach Eintritt der Fälligkeit be⸗ 
antragt und auch bewilligt, ſo iſt der Zuſchlag verwirkt und, 
ſoweit nicht die im Abſaßz 1 bezeichnete Vorausſetzung für die 
Nichterhebung des Zuſchlags oder Gründe für einen Billig⸗ 
keitserlaß vorliegen, auch zu erheben. 

(3) Auf die Buchung und die haushaltsmäßige Behand: 
lung des Säumniszuſchlags finden die für Zinſen geltenden 
Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. Tr. 
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Zum Steuergutjcheinverfahren 
Maizena nicht ſteuergutſcheinfähig 


Das Nährmittel „Matzena“ wird in Ziffer 3 der Eildienſt⸗ 
Nachrichten DSL 1940 Nr als eines der ſteuergutſchein⸗ 
fähigen Erzeugniſſe bezeichnet, die durch Weiterberarbeitung von 
Getreideerzeugniſſen gewonnen werden. Eine Nachprüfung des 
Sachverhalts hat ergeben, daß „Maizena“ unmittelbar aus 
Getreide gewonnen wird und ein Getreideerzeugnis im Sinn des 
§ 7 Ziffer 1 Buchſtabe a der Zweiten NF DO iſt. Entgelte für 
die Lieferung von Maizena können deshalb nicht anteilig in 
Steuergutſcheinen bezahlt werden. Bus. 


Wann gehören Anjprüche auf Gehalt und Tantieme zum 
fteuerpflichtigen Dermögen? 


Eine Forderung gehört zum ſteuerpflichtigen Vermögen, 
wenn fie zu Beginn des 1. Januar 1940 entſtanden 
und noch nicht getilgt war. Es kommt im allgemeinen auf 
die Fälligkeit nicht an. Es iſt für die Frage der Steuer⸗ 
pflicht einerlei, ob die Forderung in einer Summe oder in 
mehreren Beträgen zu zahlen iſt. Auch Anſprüche auf Zahlung 
von Renten und anderen regelmäßig wiederkehren⸗ 
den Bezügen ſind ſteuerpflichtig. Diejenigen An⸗ 
ſprüche, die aus ſozialen Gründen von der Steuerpflicht aus⸗ 
genommen werden, find im $ 68 RBewG beſonders auf⸗ 
geführt. 

Bei Dienſtberträgen oder Arbeitsberträgen 
it der Arbeitnehmer in der Regel verpflichtet, vorzu- 
leiſten, bevor ihm das Gehalt oder der Lohn zuſtehen. Die 
Forderung des Arbeitnehmers auf Gehalt oder Lohn 
hängt von ſeiner Erfüllung des Vertrags ab. Sie 
iſt deshalb gewiſſermaßen aufſchiebend bedingt. 
Aufſchiebend bedingte Forderungen gelten nach 
den Grundſätzen des Reichsbewertungsgeſetzes als nicht ent⸗ 
ſtanden. Ein Angeſtellter hat deshalb ſeinen Gehaltsanſpruch 
für das Jahr 1940 bei der Vermögensvermittlung auf den 
Beginn des 1. Januar 1940 im allgemeinen nicht als ſteuer⸗ 
pflichtiges Vermögen anzugeben. Steuerpflichtig 
iſt dagegen die Forderung auf Zahlung des Gehalts oder des 
Lohns für Dienſte und für Arbeit, die bereits in der Ver⸗ 
gangenheit geleiſtet ſind. Es iſt deshalb am 1. Januar 1940 
die Forderung auf Zahlung des Gehalts für Dezember 
1939 und der Weihnachtsgratifikation für 1939 
— ſoweit dieſe vertraglich oder auf Grund vieljähriger Übung zu 
gewähren iſt — ſteuerpflichtiges Vermögen. Es gibt 
Fälle, in denen ſich der Arbeitgeber verpflichtet, Gehalt oder 
Lohn zu zahlen, bevor der Ar b eitnehmer ſeine Verpflich⸗ 
tung erfüllt hat. In dieſen Fällen iſt das Entgelt nicht von 
der Vorleiſtung des Arbeitnehmers a b hängig. Die Forde ⸗ 
rung auf Auszahlung des Gehalts iſt deshalb inſoweit nicht 
als aufſchiebend bedingt zu behandeln. Ein Angeſtellter, 
der ſein Gehalt monatlich im voraus zu beanſpruchen und noch 
nicht abgehoben hat, hat zu Beginn des 1. Januar eine 
unbedingte Forderung auf Zahlung des Gehalts für 
Januar. 


Auch der Anſpruch auf Zahlung einer Jahres⸗ 
tantieme für das Jahr 1939 oder für ein Geſchäftsjahr, das 
im Jahr 1939 geendet hat, gehören am 1. Januar 1940 zum 
ſteuerpflichtigen Vermögen. Vorausſetzung iſt, daß 
die Tantieme vertraglich zugeſichert iſt oder nach Ge wo hn a 
heitsrecht gezahlt wird. Es iſt für die Frage der Steuerpflicht 
nicht erheblich, ob der Anſpruch auf Tantieme bereits der 
Höhe nach feſtſteht. Wenn die Tantieme nach dem Um⸗ 
ſatz oder dem Gewinn eines Unternehmens zu bemeſſen 
iſt, ſo gehört der Tantiemeanſpruch auch dann zum 
ſteuerpflichtigen Vermögen des Berechtigten, wenn der Umſatz 
oder der Gewinn noch nicht feſtgeſtellt iſt. Wenn z. B. 
eine AG ihren Aufſichtsratsmitgliedern regelmäßig Vergütungen 
zahlt, die nach dem ausgeſchütteten Gewinn eines feden 
Jahrs bemeſſen werden, ſo muß das Aufſichtsratsmitglied ſeinen 
Vergütungsanſpruch verſteuern, auch wenn die Ge⸗ 
winnausſchüttung von der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung der AG e noch nicht beſchloſſen ift. 


Der Wert des Anſpruchs auf Zahlung einer ſolchen 
Tantieme iſt oft auch noch bei Abgabe der Vermögenserklärung 
ſchwer feſtzuſtellen. In ſolchem Fall kann der Steuer- 
pflichtige ſeine Angaben in der Vermögenserklärung in ſoweit 
als vorläufig bezeichnen. Der Wert des Anſpruchs kann 
ſpäter nach dem tatſächlich gezahlten Betrag bemeſſen 
werden (Urteil des RH vom 4. Februar 1932, RStBl 1932 nn 
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Die fteuerliche Behandlung des Abgelds (Disagio) bei der 
Aufnahme und Ausleihung von Aypotheken 

Für die Bewertung bon Forderungen gilt ber allge: 
meine Bewertungsgrundſatz im § 6 Ziffer 2 EStG, wonach fie 
höchſtens mit den Anſchaffungskoſten angeſetzt werden 
können. Bei Forderungen wird man ſtatt von Auſchaffungskoften 
beſſer vom Einſtandswert reden, das iſt der Wert im Zeit⸗ 
punkt der Entſtehung der Forderung. 

Für die Bewertung der Verbindlichkeit gilt nach 8 6 
Ziffer 3 EStG ſinngemäß das gleiche. Danach ift im Regelfall der 
Verfügungsbetrag anzuſetzen, der dem Darlehnsnehmer 
nach Berückſichtigung des Abgeldes und aller mit der Aufnahme 
des Darlehns verbundenen Aufwendungen zufließt. 

Für die Bewertung gilt im Einkommenſteuerrecht der Grund⸗ 
ſatz, daß Gewinne, die noch nicht verwirklicht ſind, nicht 
beſteuert werden dürfen, während anderſeits Verluſte, die noch 
nicht verwirklicht worden find, ausgewieſen werden müſſen. 

Nimmt ein Unternehmen eine Hypothek im Nennbetrag bon 
10 000 RM zum Auszahlungskurs von 95 v. H. auf, fo fließt dem 
Unternehmen tatſächlich nur ein Betrag von 9 500 RM zu. Dies 
iſt der ſogenannte Verfügungsbetrag. Den Unterſchied 
zwiſchen 10000 RM (Rückzahlungsbetrag) und dem Verfügungs⸗ 
betrag von 9 500 RM = 500 RM ftellt das Abgeld dar. Buch⸗ 
mäßig ſtellt ſich die Aufnahme dieſer Schuld wie folgt dar: Auf 
der Schuldenſeite Einſetzung der Schuld mit dem Nenn⸗ 
betrag von 10000 RM, auf der Beſitzſeite Aktivierung des 
Abgelds in Höbe von 500 RM. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Rc (Hinweis auf 
Stgl 1935 S. 1001) darf dieſes Abgeld nicht ſofort im Jahr 
der Aufnahme der Schuld als Betriebsvermegens verminde⸗ 
rung behandelt werden. Es muß auf die Laufzeit der Schuld 
gleichmäßig verteilt werden. Iſt in vorſtehendem Beiſpiel die 
Hypothek für einen Zeitraum von 10 Jahren aufgenommen 
worden, ſo muß das Abgeld auf dieſe Zeit verteilt werden, d. h. 
es ſind von dem Beſitzpoſten jährlich 10 v. H. abzuſetzen. Dabei 
handelt es ſich alfo um einen Ver luſt, der an ſich noch nicht 
verwirklicht iſt, der aber ſteuerlich berückſichtigt werden muß. 

Wie iſt das Abgeld bei der Ausleihung von Hypotheken 
zu behandeln? Beiſpiel: Eine Bank leiht eine Hypothek von 
10 000 RM zum Kurs von 95 v. H. aus. Aus dem Vermögen der 
Vank gehen alſo tatſächlich 9500 RM heraus (Vermögens um» 
ſchichtung). Die Hypothek iſt nach 10 Jahren mit dem Nenn⸗ 
wert zurückzuzahlen. Buchmäßig würde ſich dieſer Geſchäfts⸗ 
vorfall wie folgt darſtellen: Auf der Beſitzſeite Hypotheken⸗ 
forderung 9 500 AM oder auf der Beſitzſeite 10000 RM und 
auf der Schuldenſeite ein Abgeld in Höhe von 500 RM. 

Es entſteht die Frage, ob dieſes paſſive Abgeld auch auf 
die Laufzeit der Hypothek zu verteilen iſt, d. h. ob bei einer zehn⸗ 
jährigen Laufzeit jährlich 10 v. H. vom Abgeldkonto abgeſetzt 
werden können. Das wird zu verneinen ſein. Es würde bedeuten, 
daß in jedem Jahr in Höhe der 10 v. H. ein Gewinn beſteuert 
würde, der noch nicht verwirklicht iſt (ogl. NSW 1939 S. 768). 
Im Gegenſatz alſo zu dem aktiven Abgeldkonto darf ſteuerlich 
das paſſive Abgeldkonto nicht gemindert werden. Der Gewinn 
entſteht alſo bei dem paſſiven Abgeldkonto erſt im Jahr der 
Rückzahlung der Hypothek. Denn dann fließt dem Unter⸗ 
nehmen ein Betrag von 10000 RM zu, während der Einſtands⸗ 
wert nur 9 500 RM beträgt. Wird die Hypothek innerhalb der 
zehnjährigen Laufzeit getilgt, dann muß auch das paſſive Abgeld⸗ 
konto anteilmäßig bermindert werden. 

Entſprechend iſt zu verfahren, wenn ein Hypotheken⸗ 
ftod (eine Anzahl von Hypotheken) von einem Bankinſtitut 
wegen des geringen Zinsfſatzes dieſer Hypotheken (z. B. 3 v. H.) 
unter dem Nennwert erworben wird. Auch hier gilt der 
Grundſatz, daß höchſtens die tatſächlichen Anſchaffungskoſten an⸗ 
geſetzt werden können. Werden die Hypotheken bei Fälligkeit mit 
ihrem Nennwert zurückgezahlt, dann iſt der verwirklichte Gewinn 
zu verſteuern. 

Nun gibt es aber Fälle, in denen gerade bei Banken die Auf⸗ 
nahme von Schulden und die Ausleihung von Geldern in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhang ſtehen. Nehmen wir an, daß eine 
Bank eine Schuld in Höhe von 1000 000 RM aufnimmt, um 
dieſes Geld als Hybothek auszuleihen. Sowohl bei der 
Aufnahme des Geldes als auch bei der Wiederausleihung ſoll ein 
Abgeld von 5 v. H. = 50 000 RM vereinbart worden fein. In 
dieſem Fall wäre es nicht vertretbar, wenn man das aktive Ab⸗ 
geldkonto aktivieren und auf die Laufzeit des Darlehns verteilen 
wollte, während anderſeits das paſſive Aufgeld bei der Weiter⸗ 
gabe der Gelder unverändert in den Bilanzen erſcheinen würde. 
Iſt die Laufzeit ſowohl des aufgenommenen Darlehns als die 
Laufzeit der ausgeliehenen Gelder etwa die gleiche, dann wird 
ſowohl das aktive als auch das paſſive Abgeld gegeneinander auf⸗ 
zurechnen fein, fo daß ſteuerlich im Jahr der Hereinnahme und 
der Herausgabe der Gelder auf dem Abgeldkonto weder Ge⸗ 
winn noch Ver kuſt entſteht. Car. 


